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Schanzlihalde: Kanalsanierung; Baukredit (PBV: Klein-Meyer/PVT: Tschappat)
Bumpliz Sud: Definitive Gestaltung des Bahnhofplatzes: Projektdnderung und
Kreditaufstockung (PBV: Bernasconi/PVT: Tschappat)

Reglement tber die politischen Rechte (RPR): Totalrevision (Abstimmungs-
botschaft)

Postulat Catherine Weber (GB): Wahlen und Abstimmungen: Geldquellen of-
fenlegen (BAK: Ryter/PRD: Baumgartner)

Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: neue Aufgaben fir das Wirtschaftsamt (PRD: Baumgartner)
Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: ein besseres Wirtschaftsklima (PRD: Baumgartner)
Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: Finanzpolitik als gestaltendes Element der stadtischen Wirt-
schaftspolitik (PRD: Baumgartner)

Interpellation Daniel Kast (CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: der Ar-
beitsraum Bern(PRD: Baumgartner)

Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschafts-
konzept der Bundesstadt: der Arbeitsmarkt (PRD: Baumgartner)

Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschafts-
konzept der Bundesstadt: wirtschaftsfreundliche Verkehrspolitik (PRD: Baum-
gartner)

Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschafts-
konzept der Bundesstadt: fur eine wirtschaftliche Verwaltung (PRD: Baumgart-
ner)

Postulat Fraktion FDP (Christian Wasserfallen, JF): Anpfiff im neuen Wankdorf-
Stadion: Der Fussball-Cupfinal gehort in die Bundeshauptstadt (PRD: Baum-
gartner)

Postulat Lydia Riesen (SD): Schweizer Nationalstadion in Bern! Wankdorf-
stadion statt ,Stade de Suisse“ (PRD: Baumgartner)
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1 Schiénzlihalde: Kanalsanierung; Baukredit
Antrag Nr. 258

1. Das Projekt fir die Kanalsanierung Schanzlihalde wird genehmigt. Vorbehalten bleiben
Anderungen, die sich bei der Ausfiihrung als notwendig erweisen und den Gesamtcha-
rakter der Anlage nicht verandern.

2. Fur die Ausfiihrung wird ein Gesamtkredit von Fr. 537 000.00 zulasten der Investitions-
rechnung, Konto | 8500031, bewilligt.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Fir die PBV Margareta Klein-Meyer (SP): Die Abwasserleitung der Schanzlihalde ist 100 Jah-
re alt und muss erneuert werden. Die Wasserleitung von Energie Wasser Bern wird in den
gleichen Graben verlegt. Die Kosten dafliir wurden mit Energie Wasser Bern verrechnet. Da
die Klinik Beau Site eine Erweiterung der Operationssale plant, ibernimmt die Klinik die an-
stehenden Kosten flr die Verlegung der Gasleitung. Die Verkehrsfihrung in der Schéanzlihal-
de wird folgendermassen geandert: Die bisher verbotene Fahrrichtung ab Einmindung Wyt-
tenbachstrasse/Greyerzstrasse bis Einfahrt Parkhaus Kursaal gilt neu in umgekehrter Rich-
tung. Da der Veloverkehr in beide Richtungen gestattet ist, werden die Parkfelder von der
Talseite auf den Bergseitigen Fahrbahnrand versetzt. Der Kostenvoranschlag fir Baumeister-
arbeiten erhodht sich gegeniber dem Kostenvoranschlag um 28 000 Franken, weil die Firma
Diggelmann und Partner AG den Kostenvoranschlag ohne Mehrwertssteuer berechnete. Der
bewilligte Projektierungskredit von 60 000 Franken besteht in der Kostenzusammenstellung
aus Honorare und Diverses. Bei den Inkonvenienzen sind 5 000 Franken vorgesehen. Falls
die Stadt einem Anwohner wahrend der Bauphase einen Parkplatz zur Verfigung stellen
muss, wird dies mit diesem Geld bezahlt. Die oben genannten 60 000 Franken sind in den
75 400 Franken fir Diverses und Unvorhergesehenes enthalten. Fir die Hausanschlisse
werden 2 400 Franken rlckerstattet. Beitrdge Dritter werden nicht erwartet. Die gesamten
Erstellungskosten werden der Sonderrechnung der Stadtentwdsserung belastet. Es fallen
keine Folgekosten fir den Betrieb und Unterhalt an, da ausschliesslich bereits bestehende
Kanéle ersetzt werden. Die PBV hat diesen Baukredit einstimmig genehmigt und stellt den
obenstehenden Antrag an den Stadtrat.

Beschluss

Der Rat stimmt dem Baukredit einstimmig zu.

2 Biimpliz Siid: Definitive Gestaltung des Bahnhofplatzes; Projektdnderung und
Kreditaufstockung

Antrag Nr. 289

1. Das Projekt fir die definitive Gestaltung des Bahnhofplatzes Bimpliz Sid wird genehmigt.
Vorbehalten bleiben Anderungen, die sich bei der Ausfiihrung als nétig erweisen und den
Gesamtcharakter der Anlage nicht verandern.

2. Der mit SRB 077 vom 4. Marz 1999 bewilligte Kredit von Fr. 475 000.00 zulasten der In-
vestitionsrechnung, Konto 17300042, wird um Fr. 465 000.00 auf Fr. 940 000.00 erhdht.
Der Beitrag aus der Spezialfinanzierung ,Abgeltungen der Planungsmehrwerte” ist fir Ab-
schreibungen zu verwenden.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.
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Fur die PBV Peter Bernasconi (SVP): Ausgangslage: Am 4. Marz 1999 hat der Stadtrat fur die
Gestaltung des Bahnhofplatzes Bumpliz Sid (Lagerhausweg Abschnitt Biumplizstrasse
/Stadthalterstrasse) einen Kredit von 475 000 Franken bewilligt. Anfang 2000 beschlossen die
Bundesbahnen, das Stationsgebaude Biumpliz Sid durch einen Neubau mit avec-Laden zu
ersetzen. Die Arbeiten am urspringlichen Bauprojekt wurden deshalb eingestellt. Durch die-
ses Vorhaben entsteht eine neue rdumliche Situation, auf die die definitive Gestaltung des
Bahnhofplatzes abgestimmt werden muss. Am 19. Marz 2001 ersuchte die SBB die Stadt
Bern fur die neu konzipierte Platzgestaltung einen Kostenanteil von 650 000 Franken zu
Ubernehmen. Der Gemeinderat erklarte sich grundsatzlich damit einverstanden. Am 21. Juni
2001 ist ein Postulat erheblich erklart worden, das eine Attraktivierung der S-Bahnstation
verlangt. Peter Blaser hat mit der Verwaltung geprift, ob die Forderungen des Postulats er-
fullt sind. Das Resultat ist erfreulich. Mit dem Gesamtprojekt entsteht eine moderne Station
mit verbesserten Zugangen und Wartebereichen. Das Konzept wird von der SBB und der
Quartierkommission mitgetragen. Das Konzept bringt eine Klarung in die unubersichtliche
Situation des Fahrbereichs fiir den 6V und den Individualverkehr. Ebenso die Abstellplatze fur
Fahrzeuge, aber auch der Aufenthaltsbereich fiir die Fussganger wird besser geordnet. Flr
Zweirader entstehen 80 Abstellplatze und ein Mofaunterstand. Im Bereich Bahnhofplatz wird
die Verkehrsgeschwindigkeit auch mit baulichen Massnahmen auf 30 km/h reduziert. Von den
Kosten uUber 3 550 000 Franken Gbernimmt die Stadt 650 000 Franken. 475 000 Franken hat
der Stadtrat 1999 bewilligt. Davon sind 290 000 Franken bereits ausgegeben. 175 000 Fran-
ken wurden zuriickgestellt. Aus diesen Grinden muss der urspriingliche Kredit um 475 000
Franken aufgestockt werden. Die Gesamtkosten betragen fiir die Stadt demnach 940 000
Franken. Mittel aus Infrastrukturbeitrdgen vom Geschaftshaus Lagerhausweg decken einen
grossen Teil ab. Ungedeckte Kosten in Héhe von 270 000 Franken bleiben. Die PBV empfiehlt
dem Stadtrat einstimmig der Projektanderung und der Kreditaufstockung zuzustimmen. Auch
die SVP/JSVP-Fraktion unterstitzt diesen Antrag einstimmig.

Fraktionserkldrungen

Conradin Conzetti (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir stimmen diesem Geschaft zu, weil es
ein Beispiel fiir einen guten Ausbau des 6V ist. Die S-Bahn wird dabei im Bereich Bimpliz
Sud attraktiver gemacht. Das Konzept mit den avec-Laden ist gut. Die Platzgestaltung ist in
Ordnung, da eine Trennung des Fussgangerverkehrs von Individual-, 6V-, Bus- und Velover-
kehr angestrebt wird. Die Quartierkommission Bethlehem-Bimpliz (QBB) hat noch zwei Ein-
gaben gemacht: Sie mdchten auf dem Platz einen 6ffentlichen Brunnen oder zumindest einen
Hahnen mit fliessendem Wasser. Zudem fordern sie eine 6ffentliche Toilette, die nicht an die
Offnungszeiten des avec-Laden gekoppelt ist. Wir hoffen, dass die Eingaben der QBB be-
ricksichtigt werden.

Daniel Lerch (CVP) fir die Fraktion CVP/ARP: Fir die meisten im Saal hat dieses Geschaft
keine grosse Bedeutung, darum ist es fir diese kaum nachvollziehbar, wenn das Wort ergrif-
fen wird. Aber mit dem Satz: ,Wie die SBB der Stadt vor kurzem mitgeteilt haben, kénnen sie
die Verbesserung am Aussenperron Seite Freiburgstrasse aus finanziellen Griinden erst zu
einem spateren Zeitpunkt realisieren®, wird eine Aussage gemacht, die ein ganzes Quartier
benachteiligt. Wie aus einem Bericht des Gesundheitsdiensts hervorgeht, hat das Quartier
einen hohen Aufwertungsbedarf. Mit der Autobahn und der Schliessung des Bahniibergangs
BUmplizstrasse wurde das Quartier vom restlichen Dorf abgeschnitten. Die Weidmatt wurde
zur Industriezone. Bei der Uberarbeitung des Zonenplans wurden die Wohnhauser wieder zur
Wohnzone aufgewertet. Eine Hausergruppe aus der Zeit vor der Eingemeindung wurde als
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erhaltenswert eingestuft. Das Quartier ist eingeklemmt zwischen Autobahn, Kantonsstrasse
und Eisenbahn. Es hat keinen Kinderspielplatz. Der einzige Treffpunkt ist der vom SBB-
Projekt gefahrdete Quartierladen. Auch fir die QBB ist die Weidmatt Niemandsland, man
wohnt dort nicht und doch besteht das Quartier aus ca. 800 Bewohnenden. Der Gesundheits-
dienst hat diese Benachteiligung festgestellt und hat sich bereit erklart mit zu helfen, damit
das Quartier wieder wohnenswert wird. Einer der mit dem Leist ausgearbeiteten Vorschlage
ist die Verbesserung des Sidzugangs zum Bahnhof. An die Neugestaltung wurden grosse
Erwartungen gestellt. Darum bitten wir den Gemeinderat um die Beantwortung der folgenden
Fragen: Die SBB hat das Quartier in Bezug auf La&rmschutzmassnahmen immer wieder vertro-
stet. Ist dem Gemeinderat ein Ausfiihrungstermin mitgeteilt worden? Ist der Gemeinderat be-
reit, bei der SBB vorstellig zu werden, damit das ganze Projekt ausgefiihrt wird? Ist die Kre-
ditaufstockung nur fur die Platzgestaltung Nord vorgesehen? Wenn Ja, wie hoch wird die Ge-
staltung des Sidzugangs noch zu stehen kommen? Die Fraktion CVP/ARP stimmt diesem
Geschaft unter der Bedingung zu, dass der Gemeinderat die gestellten Fragen befriedigend
beantwortet.

Peter Blaser (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Dieses Projekt ist erfreulich und wir brauchen
noch mehr davon in der Stadt. Es wertet auf und es schafft Stadtraum. Auch die Finanzierung
ist erfreulich, da die Geschafte, die Mehrwert erreichen, einen Teil der Kosten tUbernehmen.
Darum unterstiitzen wir dieses Geschaft. Wir bekommen einen Bahnhofplatz und eine attrak-
tive S-Bahnstation, wie wir dies in unserem Postulat gefordert haben. Mit dem avec-Laden
wird die Lage belebt. Im avec-Laden gibt es Toiletten. Wichtig ist, dass diese Toiletten ohne
Konsumzwang fir alle zuganglich sind. Es ist erfreulich, dass Veloabstellplatze vorgesehen
sind. Noch besser waren abschliessbare Veloabstellplatze gewesen. Wahrscheinlich wird es
aber zu wenig Veloabstellplatze haben. Wir werden abwarten und bei Bedarf noch mehr Velo-
abstellplatze fordern. Die Sauberkeit des Bahnhofs hat sich schon gebessert. Wir hoffen, dass
dies auch so bleiben wird. Mit der Beleuchtung soll Sicherheit geschaffen werden. Es wird
sich zeigen, ob dies ausreicht. Wir missen bei allen S-Bahnstationen darauf achten, dass
man sich sicher fihlt. Was noch fehlt ist die Anbindung an den Tangentialbus. Es ist argerlich,
wenn an Sonntagen kein direkter Anschluss zu Bussen besteht. Wichtig ist, dass auf diesem
Platz nicht wild geparkt wird. Wir werden am 12. Februar 2004 im Stadtrat die Parkiergebiih-
ren diskutieren und hoffen, dass Parkieren auch auf diesem Platz etwas kostet und dass nicht
zu viele Parkplatze erstellt werden, damit die Fussganger frei auf dem Platz zirkulieren kdn-
nen. Ich habe in einem Vorstoss vorgeschlagen, dass Bahnstationen Kulturraum sein sollten.
Es ist gut, dass in Bern ein Museum flr gegenwartige Kunst geschaffen wird. Wichtiger ware
allerdings, dass die Leute auch Zugang zu dieser modernen Kunst haben. Dies bedeutet,
dass wir der modernen Kunst taglich begegnen und ich hoffe darum, dass die Idee auf dem
Platz moderne Kunst aufzustellen aufgegriffen wird. Sollten die Objekte beschadigt werden,
ist es nicht so schlimm, da sich die heutigen Kinstler und Kinstlerinnen nur noch als vor-
Ubergehend verstehen. Wichtig ist, dass bei der neuen Bahnstation ein Infopoint fiir die
Wegleitung eingerichtet wird. Die Stadt besteht nicht nur aus der Innenstadt, sondern auch
aus Zentren wie Bumpliz-Bethlehem.

Margrit Thomet (SVP) fir die Fraktion SVP/JSVP: Die Gewerbetreibenden und die Geschéafte
um den Bahnhofsplatz méchten vom Gemeinderat wissen, ob es mdglich ist, auf dem Platz
einen Postomat oder einen Bankomat zu projektieren und auf zu stellen.

Dieter Beyeler (SD): Wenn man den Vergleich vorher/nachher macht, bedeutet die Neuer-
stellung des Platzes sicher eine Aufwertung des Standortes Bimpliz Sud. Vielleicht wird um
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den Kiosk und die Kaffeebar ein neues Zentrum entstehen. Wir erachten dieses Projekt als
positiv und unterstitzen es.

Der Direktor PVT Alexander Tschéppét: Herzlichen Dank fir das Lob. Wenn dieser Platz be-
lebt wird, steigt nicht nur die Quartierqualitat, sondern es entsteht auch mehr Sicherheit durch
soziale Kontrolle. Zu den Fragen: Wir mdéchten flachendeckend in der Stadt 6ffentlich zugang-
liche Toilettenanlagen. Das Problem dabei ist, dass uniberwachte WC-Anlagen rasch Opfer
von Vandalismus werden. Dies ist der Grund, warum wir immer Uberprifen, wer die Kosten fir
den Betrieb, die Kontrolle und die Instandhaltung der neue WC-Anlagen in der Innenstadt
Ubernehmen muss. Demnach missen wir auch die Kostenfrage und die damit verbundenen
Moglichkeiten und Konsequenzen fir die offentliche WC-Anlage bei der S-Bahnstation
BUmpliz-Bethlehem aushandeln. Im Bezug auf die Erstellung eines Bank- oder Postomats
kdénnen wir die Betreiber nur bitten, dass dort ein solcher Automat aufgestellt wird. Wir wer-
den diesen Wunsch der Quartierbevdlkerung bei den Betreibern deponieren. Wir haben von
der SBB keine verbindlichen Ausfuhrungstermine fir die Erstellung von Larmschutzmassnah-
men erhalten. Auch die SBB ist bei diesem Projekt im Verzug. Das hier vorliegende Projekt ist
an keine Larmschutzmassnahmen gekoppelt. Darum kénnen wir die SBB nur bitten, dass die
geplanten Larmschutzsanierungsprogramme moglichst schnell ausgefihrt werden, um da-
durch die Wohnqualitat zu steigern. Es ist vorgesehen, dass zuerst die Sldseite dieses Pro-
jektes ausgefiihrt wird und anschliessend madglichst rasch die Nordseite angegangen wird.
Unsere Investitionsplanung sieht vor, dass im Jahr 2006 das Gesamtprojekt S-Bahnhof
Bimpliz-Bethlehem realisiert ist. Der Kredit fiir den Nordteil ist noch nicht vorhanden. Wir
schatzen die Kosten momentan auf 900 000 Franken. Diese werden aber zum grdssten Teil
durch die SBB zu Ubernehmen sein. Der Kostenanteil der Stadt Bern muss noch ausgehandelt
werden. Ich bitte um Unterstutzung.

Einzelvotum

Daniel Lerch (CVP): Nur eine kurze Richtigstellung: Der S-Bahnstationsteil, der zuerst reali-
siert wird, ist der Nordteil. Der Sudteil wird erst im Jahr 2006 realisiert sein. Ich danke dem
Gemeinderat fir seine Antworten und hoffe, dass er dafiir sorgt, dass der zweite Teil des
Bahnhofs nicht erst im 2008 oder 2009, sondern wirklich im 2006 fertig ist.

Beschliisse

Der Rat stimmt der Projektdnderung und der Kreditaufstockung einstimmig zu.

3 Reglement liber die politischen Rechte (RPR): Totalrevision (Abstimmungsbot-
schaft)
Postulat Catharine Weber (GB): Wahlen und Abstimmungen: Geldquellen offen
legen; Prufungsbericht

Antrag Nr. 242

1. Der Stadtrat beschliesst das Reglement Uiber die politischen Rechte der Stadt Bern (Total-
revision).

2. Er empfiehlt der Gemeinde mit ... gegen ....... Stimmen bei ........ Enthaltungen den folgen-
den Beschluss zur Annahme:
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Die Stimmberechtigten der Stadt Bern beschliessen, nach Einsicht in die Botschaft des
Stadtrats und gestitzt auf Artikel 36 Buchstabe b der Gemeindeordnung:
I. Das Reglement Uber die politischen Rechte der Stadt Bern wird genehmigt.
Il.Der Gemeinderat wird mit der Inkraftsetzung beauftragt.

3. Der Vortrag gilt gleichzeitig als Prifungsbericht zum Postulat Catherine Weber (GB) vom
8. Juni 2000.

Fir die BAK Erich Ryter (SVP): Am 9. Februar 2003 haben die Stimmberechtigten der Stadt
Bern die Totalrevision des Reglements uber die politischen Rechte abgelehnt. Ein Volksent-
scheid, der mit einem Nein-Stimmenanteil von 52.92% zustande gekommen ist. Die Griinde
fir die Ablehnung sind unterschiedlich interpretiert worden. Die einen sahen den Grund in der
Parteienfinanzierung, andere wiederum in der Finanzierung der Quartierorganisationen. Ge-
rade im Stadtteil 6 Bimpliz-Bethlehem, ist die Vorlage deutlich abgelehnt worden und eben in
Bimpliz-Bethlehem war die Finanzierung der Quartierorganisationen ein Thema. Aufgrund
des Abstimmungsergebnisses hat der Stadtprasident die Partei- und Fraktionsprasidien zu
einer Diskussionsrunde eingeladen. Hauptthema waren die Quartierorganisationen. Die Mit-
wirkung der Bevolkerung wurde von keiner Partei bestritten. Die Quartiermitwirkung soll statt-
finden. Die Finanzierung soll sichergestellt werden. Die Hohe der Finanzierung wurde unter-
schiedlich beurteilt. Diese wurde aber nicht explizit diskutiert. Nach der Diskussionsrunde hat
der Gemeinderat eine Uberarbeitete Fassung als Entwurf mit den Bestimmungen uber die
Quartiermitwirkung in die Vernehmlassung an die Parteien und Quartierorganisationen ge-
schickt. Aufgrund der eingegangenen Antworten hat der Gemeinderat die Vorlage noch ein-
mal angepasst und Ende September wurde die Vorlage zuhanden des Stadtrats verabschie-
det. Im November hat die BAK das Geschaft vorberaten. Aus den Vernehmlassungsantworten
kann folgendes gesagt werden. Die rot-griinen Parteien sind mit der Vorlage des Gemeinde-
rats praktisch vorbehaltlos einverstanden oder haben nur kleine Vorbehalte. Die blrgerlichen
Parteien sind grundsatzlich mit der Quartiermitwirkung einverstanden. Vorbehalte bestehen in
der Finanzierung und der Reprasentativitat der Quartiere. Bei den Quartierorganisationen sind
fast alle mit der Vorlage des Gemeinderats einverstanden. Die Leiste ausserten v.a. grund-
satzliche Vorbehalte gegen die Vorlage. Auch die FPI hat sich im Mitberichtsverfahren zur
Vorlage geadussert. Aus diesem Bericht ist folgendes zu erwdhnen: Die Regelung der Quar-
tiermitwirkung sei aus der vorliegenden Revision der RPR auszuklammern. Sofern der Be-
reich der Quartiermitwirkung nicht ausgeklammert werde, sei die Regelung neu zu uberarbei-
ten. Das Anerkennungskriterium der Parteivertretungen sei zu andern, wobei die Parteien am
besten ausgeschlossen wiirden oder das Quorum der vertretenen Parteien zumindest hoch
anzusetzen sei. Die Finanzierung sei, wenn Uberhaupt, zurickhaltend zu gestalten. Im Vor-
trag an den Stadtrat und in der Abstimmungsbotschaft seien die Ergebnisse des Vernehmlas-
sungsverfahrens umfassender zu wirdigen. Die Prasidialdirektion kommt nach Prifung der
Antrdge der FPI zum Schluss, dass die Quartiermitwirkung grundsatzlich nicht zu dndern sei.
Sie sagt auch, dass sie die Parteienvertretung als unabdingbar erachte, damit Gberhaupt
Quartierorganisationen bestimmt werden kénnen, die ihren Stadtteil reprasentativ vertreten.
Die Prasidialdirektion gibt zu, dass der Einwand der FPI, die Vernehmlassungsergebnisse
seinen insbesondere im Vortrag an den Stadtrat ungeniigend berlcksichtigt worden, berech-
tigt war. Anlasslich der Stadtratssitzung vom 6. November 2003, als die Interpellation der
FDP-Fraktion: Quartierorganisationen, Intransparenz bei stadtischen Subventionen und ein
Postulat, ebenfalls der FDP-Faktion: Volksentscheide respektieren, keine Subventionen ohne
gesetzlichen Grundlagen, behandelt wurden, ist zum Ausdruck gebracht worden, dass die
Quartierorganisationen als beratendes Organ fur den Gemeinderat nicht bestritten sind. Ich
sage dies, weil im Vorfeld zum heutigen Thema diverse Mitglieder von Quartierorganisationen
Stadtrate und Stadtratinnen mit Briefen bombardierten. lhre Forderung war, dass die Quar-
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tierorganisationen nicht sterben sollen. Es ist klar, dass wir dies nicht wollen. In der BAK wur-
de eingehend zu diesem Thema diskutiert. Die Hauptstreitpunkte waren: Die Zusammenset-
zung der Quartierkommissionen, um eine mdglichst hohe und reale Repréasentativitat der
Quartiere zu gewahrleisten. Anlasslich der sehr angeregten Diskussion ist die Kommission
zum Schluss gekommen, dass die Anerkennung der Quartierorganisationen wohl nicht anders
zu regeln sei, als Uber die Parteienvertretungen, weil diese im ganzen Stadtgebiet etwa gleich
gelagert sind, ohne aber die Leiste auszuklammern. Im Stadtteil 6 Bimpliz-Bethlehem ist es
schwieriger, weil sich die landlichen Weiler und Doérfer zu wenig vertreten fiihlen und die
Themenbereiche der landlichen Bevdlkerung anders sind, als bei der stadtischen Bevdlke-
rung. Was sind die Aufgaben der Quartierorganisationen? Nach ausfuhrlicher Diskussion kam
die BAK zum Schluss, dass die Quartierorganisationen ausschliesslich eine beratende Funk-
tion haben dirfen und nicht Schattenparlamente sein sollen. Es geht darum, bei Vorhaben
den Puls des entsprechenden Quartiers zu spiren. Forderungen mussen Uber das Parlament
eingebracht werden. Die Finanzierung ist, wie es auch im RPR-Entwurf steht, Sache des Ge-
meinderats. Wenn man dies andern will, so muss vom Parlament entsprechend ein Vorstoss
eingereicht werden. Noch ein paar Gedanken zur Finanzierung und zur Situation, wie sie sich
heute prasentiert. Nach dem ablehnenden Entschluss der Stimmbevdlkerung zum RPR im
Februar 2003 besteht heute fur den Gemeinderat keine Mdoglichkeit, die Quartierkommissio-
nen zu subventionieren, weil die formalgesetzliche Grundlage fehlt. Im Jahr 2002 sind folgen-
de Beitrdge an die Quartierkommissionen ausgerichtet worden:

Jahr Quartier- Bevolkerung | Anspruch ordentliche zusatzliche

kommission max. in Fran- |Beitrage in Beitrdage in
ken Franken Franken

2002 QBB 31 621 83 700.00 83 700.00 10 000.00

2002 Langgasse 17 882 48 235.00 12 851.00

2002 Dialog Nordquartier |23 884 61 739.00 34 270.00

2002 QM 3 26 802 68 305.00 43 979.00

2002 QUAV 4 23 302 60 430.00 54 000.00

Total 123 491 322 409 228 800 10 000

Bei der Schlussabstimmung hat die BAK dem bereinigten Reglement mit 9 : 0 Stimmen bei
einer Enthaltung zugestimmt. Zu den heute vorliegenden Antrdgen kann die BAK nicht Stel-
lung nehmen, weil diese in der Kommission nicht behandelt wurden. Zu den einzelnen Artikeln
werde ich die Kommissionsmeinung bei der Detailberatung vertreten.

Fraktionserklarungen

Philippe Miiller (FDP) fir die Fraktion: Die Quartierkommissionen sind schon fast ein Dauer-
brenner im Parlament. Mittlerweile hat es dazu verschiedene Vorstdsse gegeben, der Entwurf
wurde angepasst und es hat eine Vernehmlassung stattgefunden. Schliesslich wurde das Ge-
schaft auf die letzte Sitzung des letzten Jahres traktandiert — zusammen mit anderen gewich-
tigen Geschaften. Naturlich hatten wir damals nicht genug Zeit, um die Beratung und die Ab-
stimmung zu beenden und so musste das Geschéaft verschoben werden. Vorwirfe der Filibu-
sterei sind laut geworden und persdnliche Erklarungen wurden gemacht. Dazu nur soviel:
Wenn die FDP-Fraktion mit halb so vielen Rednern zu ihrer Initiative angetreten ware, so
hatte man maximal 20 Minuten gespart, namlich 4 mal 5 Minuten. Wir wurden genau um 22.30
Uhr fertig. In 20 Minuten kann das RPR nicht fertig diskutiert werden. Die FDP-Fraktion war
auch nicht unglicklich Uber diese Verschiebung. Diese Verschiebung scheint sich jetzt als
sehr positiv zu erweisen. Es haben mittlerweile Gesprache zwischen den Fraktionen der
SP/JUSO und der FDP stattgefunden. Diese waren nicht ganz einfach. Die FDP-Fraktion ist
nicht grundsatzlich gegen Quartierorganisationen. Sie stort sich aber v.a. daran: 1. Dass die
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Quartierkommissionen soviel kosten und so unterschiedlich viel kosten und dass die Ausga-
ben in der letzten Zeit stark gestiegen sind. 2. Dass die von der Stadt finanzierten Quartier-
kommissionen sich gegen stadtische Projekte wenden, ist ein mit Steuergeldern finanzierter
Leerlauf. 3. Dass Minderheitsmeinungen z.T. ungeniigend dargestellt werden und dass sich
gewisse Quartierorganisationen wie Quartierparlamente gebarden und dass z.T. nur 3 bis
4 Personen bestimmen, wie die Meinung der ganzen Quartierbevdlkerung ist. Die FDP-
Fraktion ist nicht gegen die Quartierkommissionen. In gewissen Bereichen leisten die Quar-
tierkommissionen sehr gute Arbeit. Die FDP-Fraktion kam zum Schluss, dass die Vorlage die
eine Seite als grosse Sieger feiern und die andere als Verlierer zuricklassen wird. Entweder
kénnen die Quartierkommissionen Aufwand generieren — mehr oder weniger ohne Begren-
zung nach oben, oder je nach Ausgang der Volksabstimmung werden sie Uberhaupt kein Geld
mehr erhalten. Beides ist nicht gut. Um die Situation zu deblockieren haben die Fraktionen
FDP und SP/JUSO den Kontakt gesucht. Gestern konnte ein Kompromiss in der Frage der
Finanzierung von Quartierorganisationen erzielt werden. Bisher hat der Gemeinderat die HO-
he der Subventionen bestimmt. Im Jahr 2002 waren dies rund 240 000 Franken. Fir das Jahr
2003 hat der Gemeinderat sogar 385 000 Franken budgetiert. Unser gemeinsamer Vorschlag
sieht so aus: Fir alle Quartierorganisationen gibt es neu maximal 300 000 Franken pro Jahr.
Dieser Beitrag wirde als Kostendach ins Reglement aufgenommen. D.h. jede Erhéhung
kommt automatisch vor das Volk. Den Betrag von 300 000 Franken erachtet die FDP-Fraktion
als sehr hoch. Es ist darum nicht die Idealldsung, die FDP-Fraktion kann dieser Loésung aber
zustimmen. Eine ,nach oben offene Richterskala“ bezuglich Subventionen fallt weg. Sie ist
nicht mehr langer offen. Das Volk wirde dann entscheiden, ob die Arbeit der Quartierorgani-
sationen so gut gewesen ist, dass sie eine gréssere finanzielle Unterstitzung verdienen. Ge-
rade die Fraktion FDP wird den Quartierorganisationen genau auf die Finger schauen. So
gesehen missen alle Seiten Federn lassen. Man kann aber in der Sache wieder vorwarts
kommen. Die Quartierorganisationen kénnen wieder arbeiten, die Ausgaben sind begrenzt. In
der jetzigen Situation ist dies die einzig richtige Losung.

Conradin Conzetti (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir sind fur Eintreten auf dieses Uberar-
beitete Reglement. Wir teilen die Einschatzung, dass die Stimmenden im Februar 2003
hauptsachlich die Parteienfinanzierung verworfen haben. Darum ist es jetzt richtig, dass die
Kapitel 1 bis 6 inhaltlich unverdndert und das Kapitel Parteienfinanzierung weggelassen wird.
Zu reden gibt das Kapitel 7, Mitwirkung der Bevdlkerung in Quartierorganisationen.

Beispiel aus der Traktandenliste der QBB im Herbst 2003: 1. Protokoll. 2. Konzept 6ffentliche
Toiletten in Blimpliz-Bethlehem (Orientierung). 3. Mobilitdtsstrategie Region Bern (Ausspra-
che). 4. Geschaftsstelle der QBB. 5. Antrdge der AG Planung und Verkehr. 5.1 Platzgestal-
tung Haltestelle Bachmatteli; Gestaltungskonzept. 5.2 Friedhof Bumpliz, Gestaltungsstudie.
Das Beispiel zeigt, dass Verkehrs-, Planungs-, und Konzeptfragen Hauptthemen einer Quar-
tierorganisation sind. Dabei handelt es sich um Themen, die wirklich den Alltag der Menschen
betreffen. Quartierkommissionen sind wichtige Mittel fir eine nachhaltige Entwicklung in der
Stadt. Nachhaltig entwickeln sich Stadtteile nur, wenn sich die Betroffenen beteiligen kénnen.
Nur dann gibt es die 6kologisch, sozial und 6konomisch ausgewogene Entwicklung im Quar-
tier. Das entspricht auch den Grundsatzen der Lokalen Agenda 21. Quartierorganisationen
fordern die Zusammengehorigkeit und ldentifikation im Quartier. Demokratie heisst bekannt-
lich nicht nur wahlen und stimmen. Im modernen Verstandnis ist Demokratie auch Mitwirkung
im Planungsprozess. Uns ist klar, dass dies oft miihsam, langsam, komplex ist und viele Ner-
ven, Geduld und Geld braucht. Auch die internen Prozesse innerhalb der Quartierorganisatio-
nen mussen eingeflgt werden. Auch dies ist nicht immer ohne Spannungen maoglich. Dies ist
der Preis, dass unsere Gesellschaft von Allmend und Genossenschaft herkommt und unsere
Demokratie nicht vom Kdnig oder Prasidenten oder Genossen Vorsitzenden hergeleitet wird.
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Besonders wichtig ist das rechtlich fixierte Mitspracherecht nach dem Bundesgesetz fir
Raumplanung und nach dem Baugesetz des Kantons. Dieses liegt als Beratungsorgan des
Gemeinderats auch bei den Quartierkommissionen. Das vorliegende Reglement regelt ihre
Zusammensetzung und Anerkennung sowie Aufgaben, Rechte und Finanzen. Erst auf dieser
Rechtsbasis kann, muss und wird der Gemeinderat die Details verordnen z.B. die Subventio-
nen. Dann haben die Quartierorganisationen endlich die rechtlichen Grundlagen fur ihre Ar-
beit. Darum ist es uns wichtig, dass die Stadt dieses Reglement annimmt, auch wenn spater
einmal Korrekturen nétig werden sollten. In Quartierorganisationen wirken sowohl quartierbe-
zogene Gruppen — Leiste, Quartiervereine, Jugend- oder Auslandergruppen, Hobby- und In-
teressenvereine usw. — mit und gleichzeitig Parteien der Stadt. Damit diese Mitwirkung wirken
kann, muss ihre Anerkennung und Reprasentanz klar sein. Nach allen Vorschlagen dazu
stimmen wir dem BAK-Antrag zu: dass ,die Mehrheit der im Stadtrat vertretenen Fraktionen®
der Organisation angehéren muss, also derzeit mindestens vier von sechs in unserem Rat
vertretenen Fraktionen. Die Quartierorganisationen sollen auch finanzielle Mittel haben: Eige-
ne Mittel sowie einen Grundbetrag plus einen Beitrag pro Kopf der Bevdlkerung sowie, bei
besonders aufwandigen Arbeiten, zusatzliche Beitrage. Wir folgen auch hier den BAK-
Antragen. Wir erwarten vom Gemeinderat Beitrage in der Hohe der letzten Jahre. Wir begris-
sen den Kompromiss zwischen den Fraktionen FDP und SP/JUSO, die die Subventionen auf
maximal 300 000 Franken beschranken.

Daniel Kast (CVP) fur die Fraktion CVP/ARP: Vom vorliegenden Reglemententwurf haben wir
einen zwiespaltigen Eindruck. Einerseits sind die Rechte und Pflichten in unserem Sinn fest-
gesetzt, d.h. die Quartierorganisationen haben Aufgaben und diese beschranken sich auf
Mitwirkung und Stellungnahmen gegeniber der Verwaltung und der Informationen der Bevdl-
kerung. Explizit werden keine weiteren Aktivitaten und Projekte unterstutzt. Weiter missen
Minderheitsmeinungen zwingend weitergegeben werden. Andererseits bleibt die Finanzierung
vollstdndig in der Kompetenz des Gemeinderats. Er kann zu hohe Beitrdge sprechen. Auf
diese Weise konnen trotzdem beliebige Aktivitdten, die Uber die Pflichten der Quartierkom-
missionen hinausgehen, ohne Kontrolle durchgefiihrt werden. Quartierkommissionen sind neu
Vereine. Dies ist fir uns problematisch, v.a. weil die von der Stadt finanzierten Vereine neu
die Moéglichkeit haben, Einspruch gegen Private oder auch gegen die Stadt zu erheben. Es ist
nicht gewahrleistet, dass Quartierorganisationen die Quartierbevélkerung reprasentieren. Das
entsprechende Kriterium ist objektiv gesehen mangelhaft. Wir erwarten eine Verbesserung in
unserem Sinn, sonst lehnen wir dieses Reglement ab. Verbesserungen verlangen wir v.a. bei
der Subventionshéhe. Wir beurteilen den Kompromiss der Fraktionen FDP und SP/JUSO von
300 000 Franken als zu hoch. Wir stellen uns Gesamtsubventionen in der Gréssenordnung
von 200 000 bis 250 000 Franken vor. Zudem sind wir der Meinung, dass Quartierorganisatio-
nen nur Einsprache ergreifen dirfen, wenn sie direkt betroffen sind. Der Gemeinderat muss
nach der Annahme des Reglements Rahmenstatuten erlassen. Weil der Gemeinderat Uber
einen betrachtlichen Handlungsspielraum verfligt, missen die Rahmenstatuten rechtsetzen-
den Charakter haben. Es ist darum ndétig, dass eine Mitwirkung vorgesehen ist. Dazu haben
wir eine Richtlinienmotion eingereicht. Wenn der Gemeinderat eine solche Mitwirkung vor-
sieht, sind wir bereit, unsere Richtlinienmotion zuriickzuziehen. In einer Quartierorganisation
werden keine Entscheide geféllt. Es werden nur Meinungen weitergegeben. Die Quartierorga-
nisationen funktionieren dann am besten, wenn die verschiedenen Vertreten wirklich gut mit-
einander kooperieren. D.h. wenn die Minderheiten auch zum Zug kommen. Der Rat kdnnte
hier ein Zeichen setzen, dass die Partizipation der Minderheiten ernst genommen wird und so
den burgerlichen Parteien bei diesem Reglement entgegen kommen.
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Catherine Weber (GB) fur die Fraktion GB/JA!/GPB: Im Gegensatz zum Auftrag und zu der
Rolle der politischen Parteien im Parlament, liegt die Starke der Quartierorganisationen darin,
dass sie Quartierpolitik machen und nicht Parteienpolitik. Im Gegensatz zum Parlament sind
die Quartierorganisationen offen fur alle interessierten Kreise — unabhangig von einer politi-
scher Couleur. Zudem geben sie auch denjenigen eine Stimmen, die immer noch kein Stimm-
und Wahlrecht haben, den Migrantinnen und Migranten, den Kindern und Jugendlichen. Es ist
tatsachlich so, dass wir ein offeneres und fortschrittlicheres Reglement gewiinscht hatten,
gerade was die Quartierpartizipation betrifft. Wir benitzen darum auch bewusst den breiten
Begriff der Partizipation anstatt Mitwirkung. Wir kdnnen uns tatsachlich Quartierkommissionen
vorstellen, die nur aus Quartiervereinen, Leisten und anderen im Quartier engagierten Inter-
essenvereinigungen zusammengesetzt sind — also explizit ohne die politischen Parteien. So
gesehen haben wir fast ein bisschen Sympathie fur den Antrag der FDP-Fraktion, aber wir
kénnen ihn nicht unterstiitzen. Eine gesetzlich verankerte Leistiibermacht kénnen wir auf kei-
nen Fall tolerieren. Dieser Antrag ist schlicht daneben. Es steht allen Leisten frei — wie allen
anderen Vereinen auch — jederzeit Mitglied zu werden in ihren Quartierorganisationen. Die
verninftigen Leiste haben das schon langst gemacht und sind zufrieden. Die unbelehrbaren
kdnnen wir auch per Gesetz nicht zwingen. Wir haben uns schon gefragt, was mit der FDP-
Fraktion passiert ist, z.B. mit ihrem hehren Grundsatz, weniger Staat — mehr Freiheit. Ausge-
rechnet bei diesem Reglement wollt ihr nun mit einer Regeldichte einfahren, als ob es um die
Auslagerung eines Millionenbetrieb ginge. In diesem Fall hatten wir fast schon Verstandnis
dafur. Es ist aber noch Zeit, dass die FDP-Fraktion ihre Antrdge zuriickzieht. Ihr kdnnt damit
v.a. den eigenen Leuten in den verschiedenen Quartierorganisationen einen grossen Gefallen
machen. Zu Artikel 88, Form und Anerkennung: Darlber haben wir im Rat letztes Mal sehr
lange und kontrovers gestritten. Wir unterstitzen aufgrund der damaligen Diskussion den
Vorschlag des Gemeinderats. D.h. dass wir den Antrag der BAK ablehnen. Wenn es schon
sein muss, dass eine Quartierorganisation nur anerkannt wird, wenn die Parteien vertreten
sind, dann soll das nicht von Fraktionsgebilden abhangig sein. Den Antrag der FDP-Fraktion
lehnen wir ab. Auch Parteien, die mit weniger als 5 Mitgliedern im Stadtrat vertreten sind,
gehéren dazu und dirfen nicht ausgeschlossen werden. Uns ist wichtig, dass die Quartierbe-
vdlkerung nicht nur bei reinen Planungsfragen mitreden und mitschaffen kann, sondern eben-
so bei anderen Quartierbelangen wie z.B. bei Fragen von Freizeitangeboten fur Kinder und
Jugendliche oder in der Diskussion um eine verstarkte soziale Quartierarbeit und Gemeinwe-
senarbeit oder bei Gesundheitsfragen, welche die Quartiere betreffen. Wir unterstitzen des-
halb klar den Antrag der BAK zu Artikel 91 und in dieser Logik auch den BAK-Antrag zu Arti-
kel 93. Zentral ist fir uns dabei die Wiederaufnahme der von Absatz 2 in Artikel 91. Die For-
derung von Kontakten und der Austausch von Informationen — immer quartierbezogen — ist
eine sehr wichtige Aufgabe bei der Quartierpartizipation. Wie die einzelnen Quartierorganisa-
tionen dies machen, mit welchen Mitteln und Formen, soll ihnen jeweils selbst Uberlassen
sein. Was wir hingegen ablehnen, ist der Antrag der BAK zu Artikel 91 Buchstabe b Abstim-
mungsverhalten: Je nach Geschéaft ist es ziemlich einfach nachvollziehbar, wer wie abge-
stimmt hat. Wenn dies jemand in allen Details wissen will, dann kann dies bei Mitgliedern
oder der eigenen Partei in der Quartierorganisation oder direkt beim Vorstand nachgefragt
werden. Es ware sehr schlecht, ein solches Vorgehen per Gesetz zu erzwingen. Das kénnte
je nach Situation innerhalb der Quartierorganisationen zu grossen Spannungen oder gar zu
Konflikten fuhren und dies kann nicht Absicht des Stadtrats sein. Bei der Finanzierung stellen
wir mit Genugtuung fest, dass sich in der BAK und hoffentlich auch heute im Stadtrat eine
klare Mehrheit zur Streichung von Buchstaben a in Artikel 92 Absatz 1 durchsetzt. Wir haben
damals schon Antrag auf Streichung gestellt, leider vergeblich. Es ist wirklich nicht nétig, dass
fir jede Vernehmlassung noch ein Extrageld bezahlt werden muss. Bezliglich der ordentlichen
Subventionen an die Quartierorganisationen folgen wir grundsatzlich dem Gemeinderat. Alle
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Quartierorganisationen haben bewiesen, dass sie sorgfaltig mit den stadtischen Finanzen
umgehen kdonnen. Die Antrage der Fraktionen FDP und SVP/JSVP lehnen wir ab. Sie sind
birokratisch, zeugen von Geiz und strotzen nur so vor Misstrauen gegentiber den Quartieror-
ganisationen. Unsere Fraktion will eine gut funktionierende und professionelle Quartierpartizi-
pation; darum sind wir auch bereit, dafiir zu bezahlen. Dies ware sinnvoll investiertes Steuer-
geld. Wir sollten hier einmal honorieren, dass in allen Quartierorganisationen — auch in
Bimpliz-Bethlehem — enorm viel freiwillige, unbezahlte und unbezahlbare Arbeit geleistet
wird. Den Kompromiss der Fraktionen FDP und SP/JUSO auf ein Kostendach von 300 000
Franken unterstitzen wir, wenn es der Konsensfindung dient und damit sicher ist, dass das
Reglement von allen Parteien in der Abstimmung unterstitzt wird. Mit einem klaren Ja zum
Reglement Uber die politischen Rechte starken sich die Einwohnerinnen und Einwohner der
Stadt Bern ihr Recht auf Partizipation.

Rudolf Friedli (JSVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis,
dass der neue Reglementsentwurf auf die Parteifinanzierung verzichtet. Das Piéce de Rési-
stance sind nun aber die so genannt anerkannten Quartierorganisationen. Wir vermissen bei
der Regelung der Quartierorganisationen die gezogenen Konsequenzen nach der Ablehnung
der Vorlage durch den Souveran. Artikel 32 der Gemeindeordnung, der die Mitwirkung der
Bevdlkerung regelt, ist eine Kann-Formulierung, wie die Volksabstimmung zeigte. Es besteht
kein zwingender Grund, die Quartierorganisationen weiterhin mit einem Sockelbeitrag und
einem Beitrag pro Kopf der Bevoélkerung des betreffenden Quartiers zu unterstitzen. Wir kon-
nen uns hochstens eine jahrliche Entschadigung fir die entstandenen Spesen vorstellen. Wir
lehnen die vorgeschlagene Finanzierung ab, auch den heute von den Fraktionen FDP und
SP/JUSO préasentierten Kompromiss. Den Quartierorganisationen gegenuber sind wir eher
skeptisch eingestellt — nicht nur bezlglich Finanzen, sondern generell. Es dirfen keine Su-
pergebilde geschaffen werden, sondern nur Organisationen mit sehr moderaten finanziellen
Mitteln. Keinesfalls durfen die so genannten Organisationen die Leiste ausschalten. Diese
haben nach wie vor ihre Berechtigung. Die Bevdlkerung, welche sich fir ihr Quartier einset-
zen will, kann sich an die Leiste oder auch direkt an Mitglieder des Stadtrats wenden. Die
bisherige Erfahrung hat gezeigt, dass Quartierorganisationen teilweise von einzelnen Prota-
gonisten dominiert werden, vor allem ist dies ganz klar in der QBB der Fall. Dort wird dann
sogar nur sehr einseitig die Meinung des Quartiers gegenuber der Stadt vertreten und zwar
das, was dem Protagonisten gerade passt. Nicht genehme Themen werden einfach ausge-
blendet, obwohl sie das Quartier sehr stark betreffen, so z.B. das Tram Bern West. Bei ande-
ren Quartierorganisationen passiert nicht nur beziglich einzelner Themen nichts, sondern es
passiert Uberhaupt nichts, so z.B. Kirchenfeld, mit Ausnahme einer regelmassig erscheinen-
den Quartierzeitung. Eventuell tun wir diesen Organisationen unrecht und sie arbeiten im
Stillen, ohne gross an die Offentlichkeit zu treten. Gegeniiber der Stadt in Erscheinung tritt
aber der Schosshalde-Murifeldleist. Dort hat man den Eindruck, dass der Leist die eigentliche
Arbeit besorgt. Gerade um sowohl den einseitigen Hyperaktivismus der QBB als auch die
eventuell kostspielige Passivitat der anderen Organisationen zu verhindern, darf die Stadt den
Quartierorganisationen nicht zuviel Geld geben. Wir stellen daher Antrag, dass entgegen Arti-
kel 92 Absatz 1 des Reglemententwurfs nicht der Gemeinderat die Beitragshéhen festlegt. Wir
wollen, dass die Betrage im Reglement selber festgelegt werden, damit die Bevdlkerung die
Kontrolle hat, wie viel die Stadt fur die Quartierorganisationen ausgibt. Die Hurde fir Mehr-
ausgaben ist namlich hoher, wenn dafir zuerst eine Volksabstimmung durchzufiihren ist. Wir
beantragen in Artikel 92 des Reglements festzulegen, dass jede anerkannte Quartierorgani-
sation Anspruch auf 8 000 Franken hat. Auf einen Pro-Kopf-Beitrag ist zu verzichten, weil die
Arbeiten der Quartiere nicht von der Bevdlkerungszahl abhangig sind. Beispielsweise ist es
bei einer Uberbauungsordnung belanglos, wie viele Leute im ganzen Stadtteil wohnen, weil
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die konkrete Uberbauungsordnung unabhéngig von der Bevdlkerungszahl im Quartier tberall
etwa gleich viel Arbeit gibt. Zudem ist jedes Quartier auch in etwa im gleichen Mass von Ar-
beiten betroffen, denn die Stadt ist in allen Quartieren tatig, so dass in allen Quartieren un-
gefahr gleich viel Arbeit anfallt. Man muss einsehen, dass die Kosten einer Quartierorganisa-
tion bescheiden sind: Der Vereinsvorstand zahlt fiir den Sitzungsraum nichts, sonst macht der
Vorstand etwas falsch. Er bezahlt auch nichts fur die eventuell eingeladenen Referenten, au-
sser einem kleinen Geschenk, so ist die Erfahrung, die jede und jeder im Stadtrat macht. Nur
das Sekretariat kostet etwas, vielleicht kann man auch den Vorstandsmitgliedern noch ein
paar hundert Franken fix pro Jahr als Geste auszahlen. Zusammen mit den Mitgliederbeitra-
gen, Sponsoring oder einem kleinen Gewinn aus einem Quartierfest reicht es allemal, wenn
die Stadt 8 000 Franken bezahlt. Auch die Stadtratsfraktionen erhalten fir ihre Unkosten ge-
mass Geschaftsreglement 20 Sitzungsgelder plus fur jedes Mitglied noch 6 Sitzungsgelder,
nicht in einer Fraktion eingebundene Mitglieder erhalten einfach ihre 6 Sitzungsgelder flir Un-
kosten. Zusammen ergibt dies ca. 36 000 Franken. Bereits bei einem Betrag von 8 000 Fran-
ken pro Quartierorganisation erhalten die Organisationen gesamthaft weit mehr fir ihre Unko-
sten als der Stadtrat. Das ist mehr als grosszligig, denn die Arbeit von uns im Stadtrat ist fir
die Stadt sicher mindestens ebenso wichtig wie jene der Quartierorganisationen. Darum diir-
fen die Unkosten miteinander verglichen werden. Zudem ist im Reglement festzulegen, dass
Nachkredite an die Quartierorganisationen ausgeschlossen sind. Aus den dargelegten Grin-
den kénnen wir dem BAK-Antrag zu Artikel 92 Absatz 2 sicher nicht zustimmen. Mit den ubri-
gen Antrage der BAK kann sich die Fraktion SVP/JSVP noch knapp einverstanden erklaren.
Wir finden es stossend, dass im Stadtteil Bimpliz-Bethlehem nur eine Quartierorganisation
zugelassen sein soll. Dieser Stadtteil hat einerseits bauerliche Verhaltnisse und andererseits
Uberaus grossstadtische Verhaltnisse. Im diesem Stadtteil nur eine anerkannte Quartierorga-
nisation zuzulassen ist nicht sachgerecht. Kein anderer Stadtteil hat derart unterschiedliche
Bevdlkerungsstrukturen und damit verschiedene Interessen. Margrit Thomet wird noch einge-
hender begrinden, warum im Stadtteil Bumpliz-Bethlehem zwei Organisationen maglich sein
muissen. Sollten unsere Antrage nicht angenommen werden, lehnen wir das Reglement ab.
Kostspielige Ubungen werden von uns immer abgelehnt. Im Gegensatz zu den Fraktionen
FDP und SP/JUSO, die einen viel zu hohen Subventionskompromiss ausgehandelt haben,
geht es uns immer um die Sache. Wir lehnen diesen Kompromiss ab.

Michael Aebersold (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Heute geht es darum Farbe zu bekennen
und die entscheidenden Punkte zu diskutieren. Wie wir alle wissen, kommt Filibusterei nicht
von Philippe. Ich finde es nicht serids, wenn Daniel Kast sagt, dass Subventionen fir Quar-
tierorganisationen in der Héhe zwischen 200 000 bis 250 000 Franken mehr als genug sind.
Wenn Daniel Kast dies sagen will, muss im Detail darlber gesprochen werden, was damit zu
bezahlen ist. Die SVP-Fraktion hat einige Dinge nicht begriffen. Die Quartierorganisationen
sind nicht dazu da, damit sie Quartierfeste organisieren. Der Vergleich der Organisationen mit
dem Stadtrat ist natirlich mehr als faul. Quartierkommissionen haben nicht viel mehr Geld als
die Fraktionen. Der Stadtrat hat ein Ratsekretariat und eine Stadtkanzlei, welche die ganze
Infrastrukturarbeit leisten. Auch fur den Stadtrat wird dies nicht gratis gemacht. Unsere Vorla-
gen werden durch Kanzlei und Ratsekretariat gut vorbereitet und anhand dieser Vorarbeit
kommen wir in den Stadtrat, um die Geschéafte zu diskutieren und dariber zu bestimmen. Un-
ser Subventionskompromiss ist nicht faul. Politik besteht darin, dass miteinander diskutiert
und nach Ldsungen gesucht wird. Immer Nein zu allem zu sagen ist einfacher. Wir haben
auch ein Kostendach vorgesehen. Wenn wir den Kompromiss mit dem Kostendach beschlie-
ssen, wird unser Antrag fir eine Ubergangsbestimmung hinféllig, da die 300 000 Franken im
Reglement aufgenommen werden. Quartierkommissionen sind Institutionen, die heute inter-
national eingesetzt werden. Man spricht von ,local partnerships®, und von ,homemade®. Damit
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meint man, dass die betroffene Bevoélkerung ihn ihrer Quartierkommission partizipieren und
mitgestalten kann. Zudem kennt die Bevoélkerung die Anspriiche der Quartiere am besten.
Quartierorganisationen sind keine kleinen Parlamente. Quartierorganisationen sollen aktuelle
und umstrittene Themen aufgreifen und diese diskutieren, damit solche Themen 6&ffentlich
debattiert werden. Die Zusammensetzung wird hier immer wieder diskutiert. Es sind eben
nicht nur die politischen Parteien - die braucht es sicher auch, weil sie bestimmen, was poli-
tisch geschieht - aber die Organisationen sollen viel breiter abgestiitzt und offener sein. Dort
soll mitmachen dirfen, wer will. Transparenz ist wichtig. Die Parteien miissen eben dafir sor-
gen, dass sie gute Leute in die Quartierorganisationen schickt, die sich innerhalb der Spielre-
gel durchsetzen kénnen und die auch fir Transparenz sorgen. Ein Quartier ist keine Black-
box, wo Geld hineinfliesst und niemand weiss, was damit passiert. Ich bin fir schlanke Re-
glemente. Die BAK hat sich klar dafir eingesetzt, dass das Reglement nun angenommen
wird. Unter der Voraussetzung des Subventionskompromisses sind wir auch bereit, dem Re-
glement zuzustimmen. Wir beflrworten auch alle BAK-Vorschlage, mit Ausnahme von Artikel
91 Absatz 1. Wir werden die meisten anderen Antrdge ablehnen. Insbesondere wollen wir
nicht zwei Reglemente und die Interpretation, dass der Souverdan das Reglement wegen den
Quartierkommissionen abgelehnt hat, ist an den Haaren herbeigezogen. Wir wollen nur eine
Quartierkommission pro Stadtteil. Wir lehnen den Antrag von Christian Wasserfallen ab, der
die Leiste unter Heimatschutz stellen will. Mir ist auch nicht klar, warum er einen Voranschlag
machen lassen will, obschon er den Quartieren kein Geld geben will. Ich bitte alle sich zu-
sammen zu reissen und nicht nur einfach Nein zu sagen, sondern den Quartierkommissionen
eine Chance zu geben und das Reglement anzunehmen.

Einzelvoten

Christoph Miiller (FDP): Die Reprasentanz der Quartierorganisationen kann heute nicht be-
friedigen. Gemass den Erfahrungen von vielen langjahrigen aktiven Mitgliedern der Quar-
tierorganisationen muss viel verbessert werden. Einerseits betrifft dies die Bestimmungen
dieses Reglements und andererseits missen sorgfaltig ausgearbeitete Musterstatuten fir die
Quartierorganisationen ausgearbeitet werden. Ich greife zwei Aspekte heraus, die sich erfah-
rungsgemass nachteilig auswirken und wirklich reprasentative Stellungnahmen von Quar-
tierorganisationen in Frage stellen: 1. Die Arten von Mitgliedern in Quartierorganisationen
sind sehr unterschiedlich. Auf der einen Seite erlebe ich Quartierorganisationen mit breiter
Mitwirkungspraxis. Auf der anderen Seite gibt es Splittergruppen mit eingeschrankten punktu-
ellen Anliegen. Die fachliche Kompetenz der Delegierten und die Qualitdt von ihren Mei-
nungsbeitragen kénnen zwangslaufig sehr unterschiedlich sein. 2. Die Stadtteile sind Ver-
waltungsbezirke, praktisch ohne Homogenitat. Die einzelnen Quartiere haben einen eigen-
standigen Charakter und unterschiedliche Strukturen. Genaue Kenntnis darliber haben in der
Regel nur diejenigen Mitglieder, die im jeweiligen Quartier beheimatet sind. Urteilsfahigkeit in
quartierspezifischen Sachen, ist hauptsachlich bei diesen Mitgliedern zu finden. Die Vorbe-
reitung von seridsen Stellungnahmen muss an die Mitglieder nach unten delegiert werden.
Dies bedeutet zusatzlichen Aufwand, ist aber unverzichtbar. Wie es sonst herauskommt, ha-
ben wir bei der stadtischen Turnhallenstandortabklarung Wyssloch erlebt. Da ist der starke
Widerstand aus dem betroffenen Quartier, nach einer als positiv erlebten Mitwirkung aus der
Quartierkommission gekommen. Beim heutigen Termindruck und bei uneinheitlich zusam-
mengesetzten Entscheidsgremien ist der Versuch gross, dass seriése Abklarungen unterblei-
ben und dass im versammelten Kreis sofort entschieden wird. Die Gremien laufen Gefahr,
abgehobene Nickvereine zu werden und sie sind anfallig auf politisierte Diskussionen und
Manipulationen. Die Quartierorganisationen mit ihrem offiziellen Geprage vermitteln den An-
schein von kompetenter Quartiermitwirkung. In Tat und Wahrheit aber verhindern sie eine
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seriose Mitwirkung, wenn sie bei der Arbeit nicht verantwortungsvoll die beschriebenen
Punkte bericksichtigen.

Christian Wasserfallen (JF): Zu Antrag Artikel 88 Absatz 2 Buchstaben b. die Mitgliedschaft
zu zwei Dritteln aus Personen besteht, die einem Leist angehdren; dies ist ein Antrag des
Jungfreisinns und nicht der FDP-Fraktion. Die Leiste sind die tragenden Gruppierungen in-
nerhalb der Quartiere. Sie verzichten absichtlich auf das Geld, damit sie unabhangig bleiben.
Die Antrage haben wir schon in die Vernehmlassung eingebracht. Zu Artikel 88 Absatz 2
Buchstabe a. keines ihrer Mitglieder einer politischen Partei angehdrt; dies will der JF aus
zwei Grunden: 1. Wir wollen nicht, dass die Quartierorganisationen politisch gefarbt sind.
2. So kénnen auch Junge motiviert werden in den Organisationen mitzumachen, ohne dass
sie in einer Partei sein mussen. Diese Mitwirkung im Quartier ware auch ein guter Einstieg in
das politische Geschaft. Ich war sehr erstaunt, dass die FDP-Fraktion den Quartierorganisa-
tionen 300 000 Franken geben will. Die Freisinnigen haben immer gefordert, dass sich die
Quartierorganisationen aus Mitgliederbeitrdgen, Sponsoring usw. ihre finanziellen Mittel ho-
len. In Artikel 92 hab ich auch verlangt, dass nur sporadisch, wenn die Mittel der Quartieror-
ganisationen nicht reichen, maximal 15 000 Franken pro Kommission von der Stadt bezahlt
werden kdénnen. Wenn der JF pro Jahr ein Budget von 15 000 Franken zur Verfigung héatte,
ware das Budget mehr oder weniger ausgeglichen. Auch wir missen tief in die Trickkiste
greifen, damit unsere Finanzen reichen. Ich hoffe, dass dies den Quartierkommissionen auch
mdglich sein wird.

Daniel Kast (CVP): Wie Michael Aebersold argumentiert und zuerst von Partizipation spricht
und danach alle Antrdge von uns, aber auch von anderen, ablehnt, ist genau der Grund, war-
um wir skeptisch sind gegenuber den Quartierkommissionen. Wir haben das Geflihl, dass es
auch dort auf diese Weise lauft und dies ist nicht der Sinn von Partizipation und Mitwirkung.
Ich bin seit langem aktiv in der Quartiermitwirkung in der Langgasse dabei. Wir haben nor-
malerweise ein Budget von etwa 30 000 Franken. Dies reicht langstens. In einem Jahr ohne
besondere Ausgaben kommen wir mit 15 000 Franken aus. Dies zeigt, dass die 200 000
Franken, die wir vorgeschlagen haben genug waren, wenn die Strukturen einigermassen
schlank sind. Fur uns waren schon 250 000 Franken ein Kompromiss und mehr als genug.
Die 300 000 Franken finden wir eindeutig zu viel.

Rudolf Friedli (JSVP): Ich habe nicht gesagt, dass es Auftrag der Quartierkommissionen sei,
Quartierfeste zu organisieren. Dies ist einfach eine Mdglichkeit, wie man zu Geld kommen
kann. Auch tut es den Quartieren gut, manchmal ein Fest zu feiern. Ich wirde eher von einem
Heimatschutz fir die Quartierorganisationen sprechen, wenn sie ohne finanzielle Unterstit-
zung der Stadt eingehen, weil sie in der Bevdlkerung nicht verankert sind. Bei 300 000 Fran-
ken von einem Kostendach — oder sind es sogar 380 000 Franken, wie anderorts steht — zu
reden, ist bei einem solch hohen Betrag unglaublich. Wo bleibt dabei eigentlich der Schutz fir
die Stadt? Unter dieses Dach geht jedes Budget. 36 000 Franken fiir die Unkosten aller Frak-
tionen, im Vergleich zu 300 000 oder vielleicht sogar 380 000 Franken fir die Quartierorgani-
sationen ist jenseits.

Dieter Beyeler (SD): Eine funktionierende Quartiermitwirkung der Bevdlkerung als Beratung
des Gemeinderats ist auch uns ein Anliegen. Es ist niemand naher bei den Leuten als die
Quartierorganisationen. Die Zusammensetzung dieser Organisationen muss aber ausgewo-
gen sein. Weder Interessen noch politische Kopflastigkeiten haben dort Platz. Ein Ausgleich
zwischen den verschiedenen Interessengruppen ist ein Muss, sonst verkommt das Ganze zu
einem manipulierten Instrument einer knappen Mehrheit, welche die Minderheitsmeinung nicht
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beriicksichtigt. Auch wir werden weiterhin die Arbeit dieser Organisationen kritisch beobach-
ten. Ebenfalls sind wir der Meinung, dass gerade der Finanzierungsaspekt genau unter die
Lupe genommen werden muss. Die Mitglieder von Quartierkommissionen sollen nicht zu Pro-
fi-Nebenparlamentarier mit entsprechender Sitzungsvergitung verkommen. Wir sind flr die
Quartierorganisationen, aber gegen Uberrissene Beitrage.

Beschluss
Der Rat stimmt den Artikeln 1 bis 86 stillschweigend zu.

7. Kapitel: Mitwirkung der Bevdlkerung
1. Abschnitt: Allgemeines

Antrag Fraktion SVP/JSVP: Kapitel 7 (Artikel 87 bis 97) streichen wird zurtickgezogen.
Zu Art. 87

Antrag Fraktion SVP/JSVP:

' Mit Ausnahme des Stadtteils 6 sind die Quartiere identisch mit den Stadtteilen.

% (neu) Im Stadtteil 6 bestehen

a. das Quartier Bumpliz-Bethlehem

b. das landliche Quartier, welches Niederbottigen, Oberbottigen, Matzenried, Buech und
Riedbach (Schulkreis Oberbottigen) umfasst).

(bisheriger Absatz 2 wird zu Absatz 3)

Margrit Thomet (SVP): Der Stadtteil 6 ist der grosste Stadtteil der Stadt Bern und ist sehr un-
terschiedlich strukturiert. Es hat ein ausgesprochen stadtisches Gebiet, aber es hat auch ein
sehr landliches Gebiet. Im landlichen Stadtgebiet lebt eine bauerliche Bevdlkerung, es hat viel
Landwirtschaft und im Moment startet eine rege Bautatigkeit. Es gibt dort sehr dorfbezogene
Probleme, welche die Bevdlkerung von Bumpliz-Bethlehem nicht betreffen. Es nutzt nichts,
wenn wir vom landlichen Teil einen Delegierten in den QBB schicken, da wir unsere Meinung
zwar einbringen kénnen, aber immer Uberstimmt werden. Darum stellen wir den Antrag, dass
unser landliches Gebiet, welches auch einen eigenen Schulkreis hat, auch eine eigene Quar-
tierorganisation bekommt. Dadurch haben wir auch eine eigene Dorfvertretung in unserer Or-
ganisation. Es kann nicht angehen, dass Bumpliz-Bethlehem Uber uns bestimmt. Wir haben
das Gefuhl vom Bumplizer-Landvogt regiert zu werden. Dies akzeptieren wir nicht.

Peter Blaser (SP): Es ist nicht so, dass die Probleme des landlichen Stadtteils die Bumplizer
nichts angehen. Das Gebiet Bumpliz-Bethlehem ist sehr dicht besiedelt und wir brauchen Er-
holungsraum. Dies ist dusserst wichtig. Wie dieser Erholungsraum aussieht, ist wesentlich fir
die Wohnqualitat der Stadt. Insofern ist es eben richtig, dass die bauerliche Bevdlkerung die
Landwirtschaft betreiben will und die andere Bevdlkerung zusammenkommt und zusammen
diskutiert. Wichtig ist natirlich, dass diese Kommunikation wirklich stattfindet. Ich habe ange-
nommen, dass ein Bottigen-Leist immer einen Delegierten in die Organisation des QBB hin-
schickt. Wir brauchen Leute, die sich einbringen wollen fiur wenig Sitzungsgeld. Meine Vor-
rednerin hat nicht verstanden, wie die Quartiermitwirkung funktioniert. Die bauerliche Bevol-
kerung hat kein Problem, sich selber beim Gemeinderat bemerkbar zu machen. Die Quartier-
kommissionen verhindern nicht, dass man selbstandig tatig wird. In den Quartierkommissio-
nen gibt es Auseinandersetzungen von Personen, die Lésungen durch Gesprache suchen.
Die Minderheitstandpunkte kénnen im Protokoll vermerkt werden. Ich begreife diese demo-
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kratiefeindliche Angst nicht, eine Angst vor Machtverlust. Ich stelle fest, das kleine Gruppen
dagegen sind, weil sie Miihe haben Leute zu finden, die bei der Quartierorganisation mitwir-
ken wollen. Ich kann diese Haltung nicht nachvollziehen und bitte, die Quartierkommissionen
zu unterstiitzten, die sehr viel Positives fir die Stadt machen.

Stephan Hiigli (FDP): Grundsatzlich stehen wir hinter den Quartierkommissionen. Wir sind
auch fur die vorgesehene Einteilung der Stadtteile. Allerdings kénnen wir den Vorschlag der
SVP/JSVP nachvollziehen. Immerhin handelt es sich beim Stadtteil 6 um einen Teil der Stadt,
der fast so gross ist wie alle anderen Teile zusammen. Darum unterstitzten wir den Antrag
der SVP/JSVP-Fraktion.

Margrit Thomet (SVP): Peter Blaser sagt, dass man miteinander sprechen soll, wenn es um
das Naherholungsgebiet geht. Dies ist gerade ein Beispiel, wie man nicht miteinander disku-
tieren kann, wenn BlUmpliz-Bethlehem mit seiner geballten Macht uns eine Form aufzwingt,
die wir nicht wollen. Wenn wir das Gesprach suchen, ist es die Mehrheit der SP, die gewisse
Dinge winscht und durchsetzt, beispielsweise Wanderwege durch ein intaktes Naturgebiet.
Auf diese Weise entsteht kein Gesprach, weil wir immer abgewirgt werden.

Fur die BAK Erich Ryter (SVP): Wir haben dies auch in der BAK diskutiert. Dabei wurde klar,
dass die Zusammenarbeit zwischen der landlichen Bevolkerung und der Bevdlkerung von
Bumpliz-Bethlehem nicht immer so gut funktioniert. Die BAK hat darum festgestellt, dass die
Aufteilung dieses Stadtteils keine einfache Sache ist.

Raymond Anliker (SP): Ich mdchte noch ein Argument aufwerfen, welches zu prifen ist. In
Artikel 88, geht es um die Form und Anerkennung. Falls wir uns daflir entscheiden, dass es
eine landliche Quartierkommission braucht, bleibt immer noch das Problem, dass es dieser
Teil gar nicht schafft, eine eigene Quartierkommission aufzubauen, weil das Quorum, welches
in Artikel 88 gefordert wird, in diesem Stadtteil nicht erreicht werden kann. Darum gebe ich zu
bedenken, dass ein eigenstandiger landlicher Stadtteil plétzlich ohne Partizipationsgremium
mit direktem Kontakt zur Stadtverwaltung dastehen wird. Wir lehnen diesen Antrag ab.

Beat Schori (SVP): Ich weiss nicht, ob dies eine kleine Drohung der SP/JUSO-Fraktion war,
dass sie im landlichen Stadtteil nicht mitwirken wird, damit das Quorum nicht erreicht wird.
Dies ware sehr undemokratisch.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Das Votum von Peter Blaser hat mich fast am Boden zer-
stort, weil z.B. Oberbottigen, wo ich wohne, ein sehr gemischtes Quartier ist. Es hat dort nicht
nur Landwirtschaft, die ich Ubrigens sehr schatze. Wenn wir anfangen die Stadteile aufzu-
splittern, kénnen die Kosten der Quartierkommissionen nicht niedrig gehalten werden. Ich
habe schon in der BAK festgestellt, dass in der QBB mit den landlichen Teilen nicht immer
alles rund gelaufen ist. Es gibt aber die Mdglichkeit, dass Quartierteile, die mit einem Ent-
scheid ihrer Quartierorganisation nicht zufrieden sind, ihre Probleme direkt dem Gemeinderat
unterbreiten kdnnen. Dies bedeutet, dass die Quartierkommission nicht die letzte Instanz ist.
Wir hoffen aber, dass sich in den Quartierkommissionen die verschiedensten Organisationen
einbringen kénnen und dass auch in Zukunft die Anliegen des landlichen Stadtteils Aufnahme
in die Quartierarbeit von Bimpliz-Bethlehem finden, auch wenn es nicht immer ideal funktio-
niert hat. Solche Probleme sollten nicht reglementarisch geregelt werden, sondern im Ge-
sprach zwischen den verschiedenen betroffenen Personen. Ich werde mich bemuhen, dabei
zu helfen. Ich bitte den Rat, den Antrag der SVP/JSVP-Fraktion abzulehnen.
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Beschliisse

1. Der Antrag Fraktion SVP/JSVP zu Art. 87 Abs. 1 wird mit 39 : 32 Stimmen abgelehnt.
2. Der Artikel 87 wird stillschweigend genehmigt.

Zu Art. 88 Form und Anerkennung

Antrag BAK

' Quartierorganisation missen...

2 Als reprasentative Quartierorganisation anerkannt werden kénne Vereine sein, sofern
a. die Mitglieder der im Stadtrat vertretenen Fraktionen Mitglied ist;

Antrag Fraktion CVP/ARP
a. die in der Quartierorganisation vertretenen Parteien in den letzten Stadtratswahlen
mehr als 60% der Stimmen auf sich vereint haben;

Antrag Christian Wasserfallen
a. keines ihrer Mitglieder einer politischen Partei angehort;

Antrag Fraktion FDP

a. alle Parteien Mitglied sind, die im Stadtrat mit mehr als fiinf Mitgliedern vertreten
sind;

wird zuriickgezogen.

Fir die BAK Erich Ryter (SVP): Unser Antrag zu Artikel 88 kam daher, da wir nicht wollen,
dass die Quartierkommissionen einen zu starken politischen Charakter haben.

Philippe Miiller fur die Fraktion FDP: Die Anerkennung sollte mdglichst weit gefasst sein. Das
Motto lautet ,einbinden und nicht ausschliessen“. Wenn man schon von Anfang an damit
rechnet, dass Leute weggehen wollen, stimmt etwas am System nicht. Darum unterstitzen wir
den Antrag der CVP/ARP-Fraktion. Wir ziehen unseren Antrag zurick. Der Antrag der
CVP/ARP-Fraktion war unseres Wissens im Reglement vor einem Jahr vorgesehen und hatte
hier eine Mehrheit. Wir waren erstaunt, dass der Gemeinderat mit einem neuen Antrag ge-
kommen ist, der unserer Ansicht nach sehr unglnstig ist, weil wir hier 14 Parteien haben.
Wenn das GB, die JA!, GPB, der JF, die JSVP und die ARP und noch eine weitere dazu
kommt, besteht schon eine Mehrheit. Dies finden wir nicht gut. Wir sind der Meinung, dass
der Vorschlag der CVP/ARP-Fraktion besser ist.

Daniel Lerch (CVP) fir die Fraktion CVP/ARP: Ich schliesse mich meinem Vorredner an. Wir
fordern ein glaubwirdiges, reprasentatives Kriterium. Der Vorschlag des Gemeinderats, aber
auch der Vorschlag der BAK gehen von den politischen Krafteverhaltnissen aus, wie sie im
Moment hier vorliegen. Dies ist sehr kurzsichtig. In Zukunft ist es in keiner Art und Weise si-
cher, dass die Mehrheit der Parteien oder die Mehrheit der Fraktionen auch die politische
Mehrheit reprasentieren und Uber die Mehrheit im Stadtrat verfigen. Wenn die SD bei der
letzten Wahl eine Person mehr in den Stadtrat gebracht hatte, hatte auch sie Fraktionsstéarke.
Dadurch waren die blrgerlichen Fraktionen in der Mehrheit, obwohl sie im Stadtrat in der
Minderheit gewesen waren. Mit unserem Antrag verhindern wir Probleme und Unstimmigkei-
ten in den Quartierkommissionen. Der Gemeinderat und die BAK haben nicht sehr weit ge-
dacht, als sie ihre Antrage formuliert haben. Die Reprasentativitdt wird unterwandert, sobald
ihre Antrage angenommen werden. Im Stadtrat hat es 14 Parteien. Es ist schwierig, alle Par-
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teien in eine Quartierkommission zu bringen. Oft sind Parteien in den Quartierorganisationen
nicht vertreten, weil sie keine Leute finden, weil sie zu klein sind. Ein klares Resultat liegt bei
einem Stimmenanteil von 60%. Wenn ein Resultat mit etwas tUber 50% vorliegt ist es knapp.
Die Reprasentativitat soll aber nicht knapp sondern eindeutig sein. Daher unser Antrag.

Christian Wasserfallen (JF): Uns geht es darum, dass die Quartierkommissionen nicht poli-
tisch gefarbt sind. So kénnen dort auch Leute aktiv mitmachen, die nicht in Parteien sind.
Dies kdnnen auch junge Leute sein, die sich vielleicht einmal politisch engagieren wollen und
vielleicht auch einer Partei beitreten wollen und in den Quartierkommissionen ihre Sporen
abverdienen kénnen. Daniel Kast hat gesagt, dass viele Parteien nicht gentgend Leute ha-
ben, die in die Quartierkommissionen geschickt werden kédnnen. Darum hat es keinen Sinn,
wenn man vorschreibt, dass 60% von den Stadtratsparteien in den Quartierkommissionen
vertreten sein mussen.

Michael Aebersold (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Wir unterstiitzen den Antrag der BAK. Die
Leute dort haben sich etwas uberlegt und soviel ich weiss, wurde der Entscheid dort einstim-
mig beschlossen. Ich gehe davon aus, dass es nicht darum geht, dass jemand nicht mitma-
chen will, sondern dass es Falle gibt, wo eine Partei nicht mitmachen kann, weil sie einen
personellen Engpass hat. Darum muss das Quorum nicht zu hoch angesetzt werden, damit
die Kommissionsorganisationen anerkannt bleiben. Es geht hier grundsatzlich darum, dass
die Politik in einem verninftigen Masse eingebunden wird. Die Antrage des Gemeinderats und
der BAK gehen genau in diese Richtung. Es stimmt nicht, dass diese beiden Vorschlage von
den heutigen Mehrheitsverhaltnissen im Stadtrat ausgehen. Wenn die BAK von Fraktionen
spricht missen von 7 Fraktionen 4 in der Quartierkommission vertreten sein, weil es die
Mehrheit ist. Dies hat nichts mit links oder rechts zu tun, sondern die wahlstarksten Parteien
kdnnen Fraktionen bilden und diese werden im entsprechenden Verhéaltnis auch in den Quar-
tierorganisationen vertreten sein.

Hans Peter Aeberhard (FDP): Ich spreche hier nicht als FDP Vertreter. Ich méchte die Ideen
der Leiste aus der Vernehmlassung vertreten. Der Verband der Quartier und Gassenleiste der
Stadt Bern und Umgebung (VQGL) hat gesagt, dass er keinesfalls die Bedeutung der politi-
schen Parteien verkenne, aber es sei seiner Meinung nach nicht richtig, wenn das Anerken-
nungskriterium zu fest von den politischen Parteien abhangt, weil es wenig sinnvoll ist, wenn
die politische Polarisierung in die Quartiermitwirkung hineingetragen wird. Sie schlagen vor,
dass Buchstaben a aufgehoben wird und dass nur quartierspezifische Organisationen erwahnt
werden. Buchstabe b wirde belassen und dann wirde noch geregelt, dass Quartierkommis-
sionen, die mehr als 25 Mitglieder haben und mindestens seit zwei Jahren bestehen, in den
Quartierorganisationen mitmachen dirfen. Ein Parteienquorum lehnen sie ab. Dies geht in
Richtung des Antrags Christian Wasserfallen. Wir sollten den Vorschlag der VQGL aufneh-
men und das Parteienkriterium fallen lassen. Wenn dadurch die Befiirchtung aufkommt, dass
Quartierorganisationen, die nicht reprasentativ sind, entstehen, musste zusatzlich die 60%-
Klausel in den Vorschlag der VQGL im Sinne eines Kompromisses aufgenommen werden. Der
Antrag BAK verlangt, dass die Fraktionen des Stadtrats Delegierte in die Quartierorganisatio-
nen schicken. Dies ist rein formal, aber auch rechtlich nicht gangbar.

Conradin Conzetti (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Die Frage ist, wie die kleinen Parteien in
den Quartierorganisationen angemessen vertreten sind. Die GFL/EVP-Fraktion favorisierte
zuerst den Vorschlag der CVP/ARP-Fraktion, die 60% der Stimmen der Stadtratswahlen vor-
schlagt. Als der BAK-Antrag vorlag, entschlossen wir uns, diesen zu unterstutzen. Die kleinen
Parteien haben das Problem, dass sie mithelfen wollen, aber nicht kdnnen, weil sie nicht ge-
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nug Leute dafiir haben. Dieses Problem wird bei einem 60% Anteil besser geldst. Beide Vor-
schlage haben Vor- und Nachteile. Wir unterstitzen aber jetzt wieder den Antrag Fraktion
CVP/ARP, weil wir hoffen, dass dadurch eine gréssere Zustimmung bei der Schlussabstim-
mung des RPR entsteht.

Michael Aebersold (SP): Ich finde den Vorschlag von Christian Wasserfassen undemokra-
tisch. Dieser Antrag verlangt einen Ausschluss der politischen Parteien aus den Quartierorga-
nisationen.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Wir haben nach einer neuen Lésung fur Art. 88 gesucht,
weil das RPR vom Volk abgelehnt wurde. Dieser Vorschlag ist Resultat einer neuen Ver-
nehmlassung. Es geht darum, wie das Quorum fir eine Quartierorganisation festgelegt wird,
damit die Parteien zwar vertreten sind, aber auch andere Interessengruppen aufgenommen
werden kénnen. Unser Vorschlag wurde immer kritisiert, aber bis jetzt wurde meiner Meinung
nach kein besserer Vorschlag gemacht, zumindest war kein Vorschlag dabei, welcher gewisse
Gruppierungen bevorzugt, wie zum Beispiel der Antrag von Christian Wasserfallen, der die
Leiste bevorzugt. In den Richtlinien des Gemeinderats — welche jetzt durch das RPR ersetzt
werden - wurde festgehalten, dass Vertreterinnen und Vertreter aus den Parteien in den
Quartierorganisationen mitmachen, die zusammen die Mehrheit der Sitze im Stadtrat belegt.
Der zweite Vorschlag war restriktiver. Er forderte 60% der Stimmen, die die entsprechenden
Parteien in den letzen Wahlen auf sich vereinigt haben. Dieser Vorschlag wurde von der
CVP/ARP-Fraktion wieder aufgenommen. Weil wir in der Vernehmlassung nach dem abge-
lehnten RPR erfuhren, dass eine allzu starke Mitwirkung der politischen Parteien nicht ge-
wilnscht wurde, haben wir uns darauf geeinigt, die Mehrheit der im Stadtrat vertretenen Par-
teien in Quartierorganisationen zu verlangen, dies entspricht 50,1%. Der Gemeinderat halt an
seinem Antrag zu Art. 88 fest, weil er am liberalsten ist.

Beschlisse
1. Artikel 88 Absatz 1 wird stillschweigend genehmigt.
2. Antrag CVP/ARP-Fraktion Artikel 88 Absatz 2 Buchstabe a obsiegt dem Antrag Christian
Wasserfallen mit 58 : 12 Stimmen bei 2 Enthaltungen.
3. Antrag CVP/ARP-Fraktion Artikel 88 Absatz 2 Buchstabe a obsiegt dem Antrag BAK mit
38 : 34 Stimmen.

4. Antrag CVP/ARP-Fraktion Artikel 88 Absatz 2 Buchstabe a obsiegt dem Antrag Gemeinde-
rat mit 42 : 30 Stimmen.

Die Sitzung wird um 19.10 Uhr unterbrochen.

Namens des Stadtrats
Die Stadtratsprasidentin: Margrit Stucki-Méader

Der Protokollfihrer: Ruben Ammann
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Prasenzliste der Sitzung 20.40 bis 22.55 Uhr

Vorsitzende

Prasidentin Margrit Stucki-Mader

Anwesend

Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold
Raymond Anliker
Thomas Balmer
Oskar Balsiger
Vinzenz Bartlome
Christof Berger

Peter Bernasconi
Dieter Beyeler

Peter Blaser

Markus Blatter

Peter Buhler

Walter Christen

Anna Coninx
Conradin Conzetti
Dolores Dana

Martina Dvoracek
Karin Feuz-Ramseyer
Andreas Flickiger
Rudolf Friedli

Verena Furrer-Lehmann
Jacqueline Gafner Wasem
Hans Ulrich Granicher
Guglielmo Grossi

Entschuldigt

Margrith Beyeler-Graf

Jsabelle Blunschy Scheidegger
Mario Imhof

Vertretung Gemeinderat
Klaus Baumgartner PRD

Entschuldigt
Ursula Begert DSI
Therese Frosch DSO

Ratssekretariat
Annina Jegher

114

Thomas Goéttin
Rolf Haberli

Ueli Haudenschild
Kurt Hirsbrunner
Stephan Hugli
Natalie Imboden
Urs Jaberg
Daniele Jenni
Michael Jordi
German Kalbermatten
Daniel Kast
Rudolf Keller
Markus Kiener
Margareta Klein-Meyer
Andreas Krummen
Peter Kinzler
Daniel Lerch
Liselotte Lischer
Markus Lathi
Corinne Mathieu
Christian Michel
Erik Mozsa
Barbara Midhlheim
Christoph Mdller

Stefan Jordi
Annemarie Sancar-Fllckiger
Sabine Scharrer

Adrian Guggisberg HSE

Alexander Tschappat PVT

Philippe Mdaller
Rosmarie Okle Zimmermann
Lydia Riesen

Simon Réthlisberger
Heinz Rub

Erich Ryter

Doris Schneider

Beat Schori

Rolf Schuler

Miriam Schwarz
Sylvia Spring Hunziker
Ernst Stauffer

Michael Straub
Barbara Streit-Stettler
Ueli Stickelberger
Béatrice Stucki
Hans-Ulrich Suter
Margrit Thomet
Christian Wasserfallen
Catherine Weber
Thomas Weil

Beat Zobrist

Andreas Zysset

Rudolph Schweizer
Max Suter

Edith Olibet BUI

Kurt Wasserfallen FPI

Stadtkanzlei
Irene Maeder Marsili
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Dringlicherklarungen

Die Dringlichkeit der Interpellation Natalie Imboden (GB): Lohntransparenz und Fakten zu den
Kaderldhnen und Verwaltungsratsmandaten stadtischer Betriebe wird mit 50 : 12 Stimmen bei
2 Enthaltungen abgelehnt.

3 Fortsetzung; Reglement iiber die politischen Rechte (RPR): Totalrevision (Ab
stimmungsbotschaft)
Postulat Catherine Weber (GB): Wahlen und Abstimmungen: Geldquellen offen-
legen; Priifungsbericht

Fortsetzung; Detailberatung

7. Kapitel: Mitwirkung der Bevdlkerung
Art. 88 Form und Anerkennung

Antrag Christian Wasserfallen Art. 88 Abs. 2 Bst. b, dndern
b. die Mitgliedschaft zu zwei Dritteln aus Personen besteht, die einem Leist angehdren;

Beschluss
Der Antrag Christian Wasserfallen wird mit 24 : 39 Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt.

Antrag Fraktion CVP/ARP Art. 88 Abs. 2 Bst. ¢

Bst. ¢”° (neu). sie Stellungnahmen zuhanden des Gemeinderats oder der Offentlichkeit in
Vereinsorganen beschliessen, in denen alle Vereinsmitglieder vertreten sind;

Bst. ¢ (neu). sie ausdriicklich auf die Méglichkeit verzichten, Rechtsmittel zu beniitzen,
wenn sie nicht als Organ selber betroffen sind;

Daniel Kast (CVP) fur die Fraktion CVP/ARP: Unser erster Antrag lautet dahingehend, dass
die Mitwirkungsentscheide immer vom Plenum geféllt werden missen. Es ist eine Frage der
Einbindung aller wesentlichen Gruppen eines Quartiers. Der zweite Antrag ist aus unserer
Sicht sehr grundsatzlich. Die Quartierorganisation soll keine Einsprachen machen. Ihre Auf-
gaben sind die Mitwirkung und die Information der Bevdélkerung. Sie soll keine Partei sein.
Wenn eine Quartierorganisation zu Rechtsmitteln greift, kdnnte es sein, dass mit stadtischen
Subventionen Beschwerde gegen die Stadtbehoérde selbst gefiihrt wird. Auch fir Private ist es
stossend, wenn die Gegenpartei sich auf stddtische Subventionen abstitzen kann. Die Stadt
kann zwar einem Verein das Ergreifen von Rechtsmitteln nicht verbieten, aber sie kann die
Anerkennung einer Quartierorganisation vom Verzicht auf solche Rechtsmittel abhangig ma-
chen. Natirlich kann die Organisation weiterhin Rechtsmittel ergreifen, wenn sie selbst von
etwas betroffen ist.

Christoph Midiller fur die Fraktion FDP: Unsere Fraktion unterstiitzt die Antrdge der Fraktion
CVP/ARP. Wenn die Quartiermitwirkung mit der Quartierorganisation zu einer breit akzep-
tierten Einrichtung werden soll, muss ihre Reprasentativitat Gber jeden Zweifel erhaben sein.
So ist es unverzichtbar, dass die offiziellen Stellungnahmen in denjenigen Gremien verab-
schiedet werden, in denen alle Vereinsmitglieder vertreten sind. Als von der Stadt bezahlte
Gremien haben die Quartierorganisationen eine Zwitterstellung mit einer Befangenheit der
Stadt gegeniber. Eine Einspracheberechtigung ware so wie im Antrag formuliert stossend.
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Einsprachen mussten dann subsidiar von den Mitgliedsorganisationen gemacht werden und
bei deren Gewichtung misste mit berlicksichtigt werden, dass die Quartierorganisationen
selbst nicht einspracheberechtigt waren.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Ich bitte, beide Antrdge abzulehnen. Wenn ein solcher
Verein einmal tagt, sich eine Vertretung entschuldigt und dann etwas beschlossen wird, sind
sie nicht mehr anerkennungswurdig. Das geht so nicht. Der Antrag beziglich der Rechtsmittel
halt rechtlich nicht stand. Man kann nicht mit einem stadtischen Reglement eine Mdglichkeit
entziehen, welche das ubergeordnete Recht vorsieht. Es macht auch keinen Sinn als Aner-
kennungsmittel.

Daniel Kast (CVP): Es geht hier nicht um eine Anwesenheit, sondern um eine Vertretung.
Wenn man vertreten und einmal nicht anwesend ist, kann das Gremium doch Entscheide fal-
len.

Beschliisse

1. Der Antrag Fraktion CVP/ARP zu Art. 88 Abs. 2 Bst. o' (neu) wird mit 36 : 30 Stimmen
abgelehnt.

2. Der Antrag Fraktion CVP/ARP zu Art. 88 Abs. 2 Bst. ¢'®" (neu) wird mit 38 : 32 Stimmen
abgelehnt.

Antrag BAK Art. 88 Abs. 2
Bst. e (neu). Budgetierung und Rechnungslegung nach einheitlichen und klaren Richtlinien
erfolgen.

Erich Ryter (SVP) fur die BAK: Die BAK ist der Meinung, dass die Subventionen durch den
Gemeinderat gesprochen werden kdénnen. Dafiir missen die Organisationen relativ viele Un-
terlagen abgeben. Damit das im Sinne der Vergleichbarkeit ein wenig vereinfacht werden
kann, hat die BAK beantragt, dass die Budgetierung und Rechnungslegung nach einheitlichen
und klaren Richtlinien erfolgen soll. Das wiirde die Arbeit beider Parteien erleichtern. Die BAK
hat diesen Antrag mit 7 : 3 Stimmen bei 1 Enthaltung angenommen.

Stadtpréasident Klaus Baumgartner: Auf der einen Seite erlassen wir Rahmenstatuten, aus
denen klar hervorgeht, dass eine saubere Rechnungslegung erfolgen sollte, auf der anderen
Seite missen die Quartierkommissionen flir die Gesuche zahlreiche Unterlagen liefern. Wir
schauen insbesondere, was die Revision der letzten Rechnung gebracht hat. Das ist eigent-
lich sichergestellt. Wenn man eine solche Bestimmung aufnehmen will, dann kommt sich das
nicht in die Quere. Deshalb soll der Rat entscheiden.

Beschluss
Der Antrag BAK wird einstimmig mit 1 Enthaltung angenommen.
Antrag Fraktion SVP/JSVP Art. 88 Abs. 3, ergdnzen
® Fiir jedes Quartier geméss Artikel 87 Absatz 1 und 2 wird in der Regel eine Quartieror-
ganisation anerkannt.
Margrit Thomet (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Wir wollen den Antrag gegenlber der Sy-

nopsis prazisieren und anpassen, da in Art. 87 Abs. 1 und 2 unser Antrag abgelehnt wurde.
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Der Antrag lautet nun ,Fir jedes Quartier gemass Artikel 87 Absatz 1 und 2 wird in der Regel
eine Quartierorganisation anerkannt.”

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Im Artikel 87 ist festgelegt, dass es pro Stadtteil eine
Quartierkommission geben soll. Es ist klar, dass nur eine anerkannt werden soll. Sonst haben
wir bereits morgen Gesuche aus Quartieren. Man soll das klar regeln, deshalb muss der Text
so formuliert sein, wie es der Gemeinderat vorschlagt, nachdem der Antrag der Fraktion
SVP/JSVP zu Art. 87 abgelehnt wurde. Ich bitte, den Antrag abzulehnen.

Beschliisse

1. Der Antrag Fraktion SVP/JSVP wird mit 49 : 14 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt.
2. Die ubrigen Antrage zu Art. 88 werden stillschweigend genehmigt.

Art. 89 Entzug der Anerkennung

Antrag Fraktion FDP Art. 89, &ndern und streichen

Art. 89 Entfall und Entzug der Anerkennung

! (wie GR)

% Die Ankerkennung gemass Art. 88 wird entzogen, wenn eine Quartierorganisation die Vor-
aussetzungen nach Artikel 88 Absatz 2 langer als sechs Monate nicht () erflllt. (Rest strei-
chen)

Hans Peter Aeberhard fir die Fraktion FDP: Unser urspriingliche Antrag, wie er in der Synop-
sis aufgefuhrt ist, hat einen Formulierungsfehler. Der Absatz 2 muss wie folgt korrigiert wer-
den: ,Die Anerkennung gemass Art. 88 wird entzogen, wenn eine Quartierorganisation...”.
Eine Anerkennung durch den Gemeinderat kann nicht einfach entfallen, das wirde eine
Rechtsunsicherheit ergeben. Der Rest des Art. 89 ist zu streichen, das heisst, Bst. b und ¢
entfallen. Wenn sich der Stadtprasident auf die Vereinsdemokratie beruft, dirfen andererseits
nicht die Bst. b und c eingefuhrt werden, die nichts als ein Disziplinierungsinstrument fir die
Quartierorganisationen darstellen. Man kann sich streiten, was es bedeutet, wenn den Aufga-
ben gemass Art. 91 nach Mahnung des Gemeinderats nicht nachgekommen wird oder wenn
man den Anordnungen des Reglements nicht entspricht und dann plétzlich die Anerkennung
verliert. Das ware eine Unterordnung, die so nicht gemeint sein kann. Wenn die Quartierorga-
nisationen Vereinsform haben, soll man dazu stehen und nicht eine weisungsabhangige Be-
hérde daraus machen. Es geht nicht an, dass der Gemeinderat den Quartierorganisationen
sagt, wie sie zu arbeiten haben.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Ich méchte Herrn Aeberhard danken, dass er den Antrag
korrigiert hat. Der Gemeinderat halt jedoch an seiner Version mit Bst. a, b, und c fest.

Beschliisse
1. Der Antrag Fraktion FDP zu Art. 89 Abs. 2 wird mit 44 : 22 Stimmen bei 2 Enthaltungen
genehmigt.

2. Der Antrag Fraktion FDP zur Uberschrift von Art. 89 wird stillschweigend genehmigt.
3. Art. 89 Abs. 1 wird stillschweigend genehmigt.
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Antrag Fraktion FDP Art. 89 Abs. 3, dndern
® Der Entzug der Anerkennung fithrt zu einer anteilsmissigen Reduktion des Betrages
gemass Artikel 92 Absatz 5.

Stephan Higli fir die Fraktion FDP: Es geht darum, dass der Beitrag anteilsmassig auf das
Jahr reduziert wird. Wer also die Anerkennung nicht mehr erhalt, hat nicht mehr Anrecht auf
den ganzen Beitrag.

Beschluss

Der Antrag Fraktion FDP zu Art. 89 Abs. 3 wird mit 37 : 32 Stimmen bei 1 Enthaltung abge-
lehnt.

3. Abschnitt: Rechte und Pflichten der Quartierorganisationen
Art. 90 Rechte

Antrag Fraktion CVP/ARP Art. 90 Abs. ¢, dndern

c. jahrlich einen Grundbeitrag von Fr. 10 000 und einen Beitrag pro Einwohner von Fr.
1.00

(zuriickgezogen)

Beschluss
Artikel 90 wird stillschweigend genehmigt.
Art. 91 Pflichten

Antrag Fraktion FDP Art. 91 Bst. a, ergédnzen

Die anerkannten Quartierorganisationen nehmen folgende Aufgaben wahr:

a. Entgegennahme und Behandlung von Anliegen der Quartierbevdlkerung, die nur das
Quartier oder dieses mehr als die anderen Quartiere betreffen.

Hans Peter Aeberhard fur die Fraktion FDP: Es geht um die Aufgaben der Quartierkommis-
sionen. Die FDP ist der Meinung, dass quartierspezifische Anliegen mehr unterstrichen wer-
den missten, deshalb die neue Formulierung unter Bst. a. Die Quartierbevélkerung hat zum
Teil Anliegen, die mit den Aufgaben der Quartierkommission nichts zu tun haben. So ist si-
chergestellt, dass nicht in Nachbarquartiere hineingeredet wird oder sonst Einfluss genom-
men wird. Die Quartierorganisation sollte auch nicht gesamtstadtische aktiv werden kénnen;
das ist nicht der Sinn der Quartiermitwirkung.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Wir stritten bereits in der Kommission lange Uber diesen
Antrag. Ich wiederhole meine Argumente: Wenn die Quartierbevélkerung oder ihre Kommissi-
on findet, eine Sache betreffe sie, dann betrifft es sie eben. Wer ist da der Schiedsrichter?
Die Moglichkeiten zu Sanktionen wurden nun eingeschrankt. Die Erganzung ist an sich unno-
tig, denn in der Version des Gemeinderats steht klar, dass sich die Quartierkommissionen mit
Quartierangelegenheiten beschéaftigen sollen. Deshalb ist der Antrag des Gemeinderats bes-
ser; ich bitte, den Antrag Fraktion FDP abzulehnen.

Philippe Miiller (FDP): Es wéare die Aufgabe des Gemeinderats und nicht die der Quartieror-
ganisationen, zu entscheiden. Das ist genau das, was wir vermeiden wollen. Die Organisatio-
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nen haben vorgegebene Aufgaben. Wenn sie etwas anderes machen, werden sie eben nicht
unterstitzt. Der Entscheid liegt beim Gemeinderat.

Beschluss

Der Antrag Fraktion FDP zu Art. 91 Bst. a wird mit 39 : 30 Stimmen bei 2 Enthaltungen abge-
lehnt.

Antrag BAK Art. 91 Bst. b, ergénzen

b. Weitergabe der Mehrheits- und Minderheitsmeinung der Quartierorganisationen sowie des
Abstimmungsverhaltens ihrer Mitglieder zuhanden des Gemeinderats sowie der Offentlich-
keit.

Antrag Fraktion FDP Art. 91 Bst. b, dndern

b. Weitergabe der Mehrheits- und Minderheitsmeinung in den Quartierorganisationen sowie
des Abstimmungsverhaltens ihrer Mitglieder zuhanden des Gemeinderats sowie der Of-
fentlichkeit.

Erich Ryter (SVP) fir die BAK: In der BAK gab es die Meinung, dass man Minderheits- und
Mehrheitsmeinungen auflisten kénnte, wie es in den Abstimmungsbotschaften gemacht wird.
Man ist zum Schluss gekommen, dass dies im Sinne einer guten Reprasentativitdt dazuge-
hort. Die BAK hat den Antrag mit 6 : 5 Stimmen gutgeheissen.

Christoph Miiller (FDP): Wie in der Eintretensdebatte bereits ausgeflihrt, sind die Beschluss-
gremien in den Quartierkommissionen sehr uneinheitlich zusammengesetzt. Da ist eine sach-
lich aussagekraftige Kommunikation der Stellungnahmen, die unter solchen Verhaltnissen
entstanden sind, sehr wichtig. Wir unterstitzen den Antrag BAK, ergénzt mit unserem Antrag.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Die Korrektur ,in den Quartierorganisationen® kann ange-
nommen werden, wenn sie zur Verdeutlichung mithilft. Die Mehrheits- und Minderheitsmei-
nungen, die an den Gemeinderat weitergegeben werden sollen, sind eigentlich mit dem An-
trag des Gemeinderats bereits gegeben. Ob das noch ausgedeutscht werden soll, ist dem
Stadtrat Uberlassen.

Beat Schori (SVP): Es ist nur eine sprachliche Anderung, also kénnten die Antradge FDP und
BAK zusammengelegt werden.

Beschliisse

1. Der Antrag Fraktion FDP obsiegt dem Antrag BAK mit 47 : 14 Stimmen bei 8 Enthaltun-
gen.
2. Der Antrag Fraktion FDP obsiegt dem Antrag Gemeinderat mit 38 : 32 Stimmen.

Antrag Fraktion FDP Art. 91 Bst. b-d, Reihenfolge &ndern
Art. 91 Bst. b-d
Bst. b wird zu d
Bst. c wird zu b
Bst. d wird zu ¢
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Beschluss
Der Antrag Fraktion FDP zu Artikel 91 Buchstaben b-d wird stillschweigend genehmigt.

Antrag BAK Art. 91 Abs. 2

2 (neu) Zur Foérderung des Kontakts und Austauschs von Informationen mit und unter der
Quartierbevdlkerung kénnen die Quartierorganisationen quartierbezogene Projekte und Akti-
vitaten durchfihren oder unterstiitzen. Solche Massnahmen sind beschrankt auf die von ihnen
selber generierten Mittel (Art. 92 Abs.1) und maximal 10% der jahrlichen Subvention.

Erich Ryter (SVP) fir die BAK: Es handelt sich dabei um die Wiederaufnahme der urspringli-
chen Fassung von letztes Jahr aus dem Reglement.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Der Gemeinderat ist immer glicklich, wenn etwas wieder
aufgenommen wird, das er schon einmal vorgeschlagen hat; deshalb kann ich dem Antrag
zustimmen.

Beschluss
Der Antrag BAK wird stillschweigend genehmigt.

4. Abschnitt: Subventionen
Art. 92 Voraussetzungen und Héhe

Antrag Fraktion SVP/JSVP Art. 92, &ndern und streichen

1Geni]gen die eigenen Mittel (Mitgliederbeitrage, Sponsoring, Werbeeinnahmen u. A.) nicht,
so hat jede anerkannte Quartierorganisation Anspruch auf einen Betrag von Fr. 8 000
fur das volle Kalenderjahr. Nachkredite sind ausgeschlossen.

(Rest streichen)

Beat Schori (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Die SVP ist gegen Profiorganisationen, die
entstehen wirden, wenn man die von SP und FDP ausgemachten 300 000 Franken verteilen
wurde. Wir waren erstaunt, dass die FDP mit der SP einen neuen Koalitionspartner gefunden
hat. Wir sind der Auffassung, dass unser Antrag von finf Mal 8000 Franken, also 40 000
Franken genigen wirde. Es ist immer noch etwa 4000 Franken mehr als die Fraktionen er-
halten. Das reicht, um die Aufgaben der Quartierorganisationen zu erfillen. Auch die Fraktio-
nen haben Vernehmlassungen; ich ware dann eher der Meinung, dass den Fraktionen profes-
sionelle Biros finanziert wirden. Deshalb bitte ich, unserem Antrag zuzustimmen. Falls er
nicht durchkommt, wird die SVP dieses Reglement bekampfen.

Antrag Fraktion FDP Art. 92 Abs. 1, dndern

a. einen Grundbetrag von Fr. 10 000 fiir das volle Kalenderjahr oder einen Betrag pro rata
temporis fiir das angebrochene Kalenderjahr.

b. einen Beitrag pro Kalenderjahr pro Kopf der Bevdlkerung des betreffenden Quartiers von
50 Rappen. ()

(zuriickgezogen)

Antrag Fraktion FDP Art. 92 Abs. 5

® (neu). Die Subventionen fiir samtliche Quartierorganisationen zusammen betragen maximal
Fr. 120 000 pro Jahr.
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Dieser Betrag wird der Teuerung angepasst (indexiert). Massgebend ist der Index der Kon-
sumentenpreise. Die Berechnung erfolgt jeweils per 1. Februar; eine Anpassung des Betrages
erfolgt nur bei einer Abweichung von 5% oder mehr.

(zuriickgezogen)

Antrag Fraktion FDP und Fraktion SP/JUSO Art. 92, Abs. 1, ergédnzen

Der Gemeinderat bestimmt die Hohe der entsprechenden Beitrdge. Die Beitrage an samtli-
che Quartierorganisationen zusammen betragen héchstens Fr. 300 000 im Jahr. Nach-
kredite sind ausgeschlossen.

Philippe Miiller fur die Fraktion FDP: Die FDP zieht den Antrag zu Art. 92 Abs. 1 Bst. aund b
sowie den Antrag zu Abs. 5 zurlck, stellt dafir einen neuen Antrag, der an Abs. 1 Bst. b an-
schliesst. Vor zwei Jahren haben wir Beitrage in der Héhe von 240 000 Franken budgetiert;
letztes Jahr betrugen sie 385 000 Franken. 300 000 Franken sind nicht die ideale Hohe fir
die FDP, doch die Alternative dazu ist die alleinige Bestimmung des Gemeinderats. So wer-
den die Betrage ohne Kostendach vielleicht bald héher als 300 000 Franken sein. Das sollte
eigentlich auch die SVP wissen.

Michael Aebersold (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Ich danke fir die Unterstitzung der Partei-
enfinanzierung von Seiten der SVP. Beat Schori sprach von Profiorganisationen. Das Ratsse-
kretariat des Stadtrats kostet 900 000 Franken. Mit 300 000 Franken auf 5 Quartierorganisa-
tionen lassen sich keine Profiorganisationen bezahlen. Das gibt lediglich eine gewisse finan-
zielle Unterstiitzung. Unser Antrag fiir die Ubergangsbestimmung ziehen wir zuriick und un-
terstitzen den Antrag der FDP, den wir miteinander abgesprochen haben. Wir bitten, den
Antrag zu unterstitzen.

Antrag Fraktion CVP/ARP Art. 92 Abs. 1, ergédnzen

Der Gemeinderat bestimmt die Héhe der entsprechenden Beitrage. Die Beitrdge an samt-
liche Quartierorganisationen zusammen betragen héchstens Fr. 200 000 im Jahr. Nachkredite
sind ausgeschlossen.

Daniel Kast (CVP) fur die Fraktion CVP/ARP: Wir stellen einen neuen Antrag, im Wortlaut
identisch mit demjenigen der FDP und SP/JUSO. Die Zahl betragt jedoch 200 000 Franken.
Wie bereits ausgefiihrt, brauchen wir nach meiner Erfahrung in der Langgasse wenn es gut
geht 30 000 Franken. Man kdnnte es also gut mit 200 000 Franken machen. Das ist ein guter
Betrag, mit dem viel bewirkt werden kann.

Beat Schori (SVP): Wir waren damals gegen das Ratssekretariat, weil uns die Kosten zu hoch
erschienen. Wir akzeptieren es mittlerweile und profitieren davon. Die FDP will aber nun eine
Organisation, die einem Schattenparlament gleichkommt, sie ist vielleicht fir die Parteienfi-
nanzierung zu gewinnen.

Antrag Rub Art. 92 Abs. 1 Bst. a und b, ergénzen

a. einen einheitlichen Grundbeitrag fur das volle oder pro rata temporis fir das angebro-
chene Jahr

b. einen einheitlichen Beitrag pro Kopf der Bevdlkerung

Heinz Rub (FDP): In Art. 92 Abs. 1 Bst. a ist noch zu wenig prazisiert, was das Parlament
eigentlich will. So wie es steht, kdnnte der Gemeinderat den Grundbeitrag und den Pro-Kopf-
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Beitrag festlegen. Deshalb stelle ich den Antrag, dass dort steht: ,a. einen einheitlichen
Grundbeitrag” und ,b. einen einheitlichen Beitrag pro Kopf*. Ebenso sollte bei den angebro-
chenen Jahren ,pro rata temporis“ wieder hinein genommen werden, damit die Beitrage so
lange bezahlt werden, wie die Organisationen die Anerkennung haben.

Conradin Conzetti (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir unterstiitzen den Kompromissantrag
von 300 000 Franken als Kostendach. Es ist unser eigenes, gesamtstadtisches Interesse,
dass es die Quartierorganisationen gibt und sie Mitwirkungsrecht haben. Deshalb ist es in
unserem Interesse, dass die Aufgaben erflllt werden. 200 000 Franken sind dazu nicht ge-
nug.

Hans Peter Aeberhard (FDP): Ich glaube, die SVP hat nicht begriffen, was eine Quartierkom-
mission ist. Ich arbeite in einem Leist und muss der SVP sagen, dass es sich dabei nicht um
eine Gruppe Freiwilliger handelt. Es ist eine Versammlung von Quartierorganisationen, die
irgendwie koordiniert werden muss. Wer will das tun, wenn nicht ein Profi, der dafir auch
Lohn erhalt. Es ist kein Verein mit gleichen Interessen. Wenn das nicht mit gentiigend Mitteln
betrieben wird, kann man es auch gleich lassen. Wenn in einem Quartier wirklich Ergebnisse
erzielt werden sollen, dann kostet das nicht nur 8000 Franken pro Quartier, sondern irgendwo
zwischen 200 000 und 300 000 Franken.

Beat Zobrist (SP): Man kénnte meinen, die SVP habe noch nie eine Meinung geandert. In der
BAK jedoch wurde mit 9 : 0 Stimmen beschlossen, dass der Gemeinderat die Hohe der ent-
sprechenden Beitragen selbst bestimmen kann. Deshalb wurde dort keine Diskussion dazu
gefuhrt. Nun fihren wir den Leerlauf also hier weiter.

Stephan Hiigli (FDP): Ich schliesse mich meinem Vorredner an.

Margrit Thomet (SVP): Wir wollten von Anfang an keine Schattenparlamente in den Quartie-
ren. Die Leute in den Quartieren werden im Gegensatz zu den Stadtraten nicht vom Volk ge-
wahlt. Wenn die FDP nun anderer Meinung ist, so sei es; wir aber bleiben bei unserer Mei-
nung.

Eventualantrag Gemeinderat Art. 92 Abs. 1 (streichen)
Der Gemeinderat bestimmt die Hohe der entsprechenden Beitrage. Die Beitrage an samtliche
Quartierorganisationen zusammen betragen hochstens Fr. 300 000 im Jahr. ()

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Der Gemeinderat halt an seinem Antrag fest. Wir finden
es nicht gut, Betrage in ein Reglement zu schreiben. Wenn man sie einmal andern will, ist das
mit einem komplizierten Verfahren verknupft. Das ist schwerféllig. Ich mdchte beliebt machen,
auf die Prazisierung von Heinz Rub zu verzichten, weil man sich damit in Widerspruch zu Art.
93 begibt, der uns den Auftrag gibt, die Betrage bei steigendem Vermdgen entsprechend zu
kirzen. Dann sind sie nicht mehr einheitlich. Es ist klar, dass bei der Bemessung gleiche
Massstabe angelegt werden und entsprechend auch gleiche Beitrdge pro Kopf ausgerichtet
werden. Zu den Nachkrediten: Wenn wir mehr als 300 000 Franken brauchen, mussen wir das
sowieso dem Stadtrat beantragen. Der Antrag FDP steht im Widerspruch zu Art. 140 GO, wel-
cher die Frage der Nachkredite regelt. Deshalb halte ich am Gemeinderatsantrag fest; um
jedoch diesen Widerspruch zur GO zu vermeiden, stelle ich einen Eventualantrag zum Antrag
FDP: Der Schlusssatz des Antrags zu den Nachkrediten soll gestrichen werden.

Antrag Hugli Art. 92 Abs. 1, ergdnzen
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! Genligen die eigenen Mittel (Mitgliederbeitradge, Sponsoring, Werbeeinnahmen u. A.) nicht,
so haben die anerkannten Quartierorganisationen Anspruch auf folgende Subventionen vor-
behaltlich Art. 93:

Stephan Higli (FDP): Ich beantrage, dass in Art. 92 Abs. 1 nach dem ersten Absatz vor dem
Doppelpunkt eingefligt wird: ,vorbehéltlich Art. 93“. So ist klar, dass der Gemeinderat kiirzen
kann, wenn Art. 93 erfillt ist. Es gibt einen gewissen Widerspruch zur GO, doch da die GO
auf der gleichen Stufe steht wie das RPR, geht der Antrag FDP problemlos.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Ich sagte nicht, dass es gegen die GO verstosse, sondern
dass es eine andere Regelung und widersprichlich sei. Ich meinte damit nicht, dass es nicht
gehe.

Beschliisse

1. Der Antrag Higli wird mit 55 : 12 Stimmen bei 4 Enthaltungen genehmigt.

2. Der Antrag Rub wird mit Stichentscheid der Prasidentin mit 32 : 31 Stimmen bei 6 Ent-
haltungen genehmigt.

3. Der Antrag Fraktionen FDP und SP/JUSO obsiegt dem Antrag CVP mit 52 : 17 Stimmen
bei 2 Enthaltungen.

4. Der Eventualantrag des Gemeinderats — Nachkredite ausschliessen — wird mit 58 : 11
Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt.

5. Der Antrag Fraktion SVP/JSVP unterliegt dem Antrag FDP und SP/JUSO mit 52: 14
Stimmen bei 5 Enthaltungen.

6. Der bereinigte Antrag Fraktionen FDP und SP/JUSO obsiegt dem Antrag Gemeinderat mit
55 : 3 Stimmen bei 13 Enthaltungen.

Antrag BAK Art. 92 Abs. 2 bis 4, ergénzen

% (neu) Der Gemeinderat kann zusétzliche Beitrage bewilligen.

® Der Gemeinderat bestimmt die Hohe der Beitrage gemass Absatz 1 und 2 dieses Arti-
kels. (bisher Abs. 1)

(Absétze 3 und 4 werden zu 5 und 6)

(zuriickgezogen)

Erich Ryter (SVP) fir die BAK: Die BAK zieht ihren Antrag zu Art. 92 Abs. 2 bis 4 zurlck.

Conradin Conzetti (GFL): Wenn ich es richtig verstehe, ist es weiterhin mdglich, dass der
Gemeinderat weitere Beitrdge bewilligen kann, wenn sie unter dem Kostendach bleiben.

Antrag Christian Wasserfallen zu Art. 92, &ndern

! Genlgen die Mittel aus den Mitgliederbeitrdgen, dem Sponsoring u.A. nicht, so hat jede
Quartierorganisation das Recht, einmal im Jahr einen Nachkredit zu verlangen.

2 Die maximale Hohe des Nachkredits betragt 15 000 Franken.

® Die Hohe des Nachkredits wird vom Gemeinderat bestimmt und verflgt.

* Quartierorganisationen, die in drei aufeinander folgenden Jahren einen Nachkredit bean-
spruchen, wird das Recht auf diesen im nachsten Jahr entzogen.

® Dem Gesuch um den Nachkredit sind beizulegen:

die Rechnung des Vorjahres;

die laufende Rechnung inkl. Mitgliederliste und Aufstellung lber die Zusammensetzung der
Vereinsorgane;
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der Voranschlag des nachsten Jahres;

weitere Unterlagen zur Begrindung inkl. Vorschldge wie die Finanzierung kinftig ohne Nach-
kredit auskommen kann.

® Die Nachkredite sollen den Quartierorganisationen in der Regel bis am 31. Marz des Folge-
jahres ausbezahlt werden.

(zuriickgezogen)

Christian Wasserfallen (JF): Wenn die BAK ihre Antrdge zuriickgezogen hat, muss ich meinen
auch zuruckziehen. Die Kostensituation hat sich mit dem Kompromissantrag grundlegend
geandert.

Beschluss
Die Ubrigen Absatze zu Art. 92 werden stillschweigend genehmigt.
Art. 93 Uberschiisse

Antrag BAK Art. 93 Uberschrift, &ndern
Art. 93 Kiirzungen

Beschluss
Der Antrag BAK wird stillschweigend genehmigt.

Antrag Fraktion FDP Art. 93, dndern

Der Gemeinderat kirzt die Subventionen gemass Artikel 92 anteilsméassig, wenn

a. (wie GR)

b. eine anerkannte Quartierorganisation Aufgaben wahrnimmt, die nicht den Pflichten ge-
mass Artikel 91 entsprechen.

Hans Peter Aeberhard (FDP): Es sollte mdglich sein, dass der Gemeinderat bei den aner-
kannten Quartierorganisationen Kirzungen der Subventionen vornehmen kann, wenn er zum
Schluss kommt, dass die Tatigkeit ausserhalb des Pflichtenhefts gemass Art. 91 liegt oder zu
wenig breit gesteckt ist. So haben die Quartierorganisationen auch einen Anreiz, ihre von der
Stadt gestellten Aufgaben zu erfillen.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Die Formulierung des Gemeinderats macht die Bestim-
mung offener und flexibler als der Vorschlag der FDP. Deshalb halten wir an unserer Version
fest.

Beschluss
Der Antrag Fraktion FDP wird mit 40 : 29 Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt.
Antrag BAK Art. 93 Abs. 2
2 (neu). Er kirzt die Subventionen fur das Folgejahr zudem im Umfang, indem im Rech-

nungsjahr fir Massnahmen gemass Artikel 91 Absatz 2 mehr als die selber generierten Mittel
zuzuglich maximal 10% der jahrlichen Subventionen aufgewendet wurden.
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Erich Ryter (SVP) fur die BAK: Das ist die Konsequenz der Wiederaufnahme des Art. 92
Abs. 2. Daraus ergibt sich die Wiederaufnahme dieses Absatzes.

Beschliisse

1. Der Antrag BAK wird stillschweigend genehmigt.

2. Die redaktionelle Anderung Kapitel 9 wird zu Kapitel 8 und Kapitel 10 zu Kapitel 9 (Num-
merierung in der Abstimmungsbotschaft ist falsch) wird stillschweigend genehmigt.

3. Artikel 94-108 werden stillschweigend genehmigt.

Schlussabstimmung

Das bereinigte Reglement Uber die politischen Rechte (RPR) wird mit 50 : 15 Stimmen bei 6
Enthaltungen genehmigt.

Abstimmungsbotschaft

Antrdge BAK

Titelblatt

Titelblatt mit Fotografie erganzen

Seite 3

Linke Spalte, Ersatz des Titels ,Verzicht auf Parteienfinanzierung“ mit ,Warum schon wieder?“

Rechte Spalte, Erganzung erster Absatz unter ,Mitwirkung der Bevélkerung':
»-..und Vielfalt des Quartiers wieder. Die Quartierorganisationen sind nicht nur Partnerin-
nen des Gemeinderats und der Verwaltung z.B. in Planungsfragen, sie fordern auch Zu-
sammengehorigkeitsgefihl und Identifikation im Quartier. Mit Ausnahme der Innenstadt
verflgt heute jeder Stadtteil Uber eine anerkannte Quartierkommission:

- Quartiervertretung Stadtteil Il LAnggasse-Felsenau (QL3&)

- Quartiermitwirkung Stadtteil Il Mattenhof-Weissenbihl (QM3)

- Quartiervertretung Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde (QUAV4)

- Quartiermitwirkung Stadtteil V Breitenrain-Lorraine (Dialog Nordquartier)

- Quartierkommission Stadtteil VI Bumpliz/Bethlehem-Oberbottigen (QBB)

Seite 4

Rechte Spalte, Erganzung am Ende des Textes: ,... ausgestaltet worden sind. Auf Bestim-

mungen zur Parteienfinanzierung wurde verzichtet.”

Seite 6

Rechte Spalte, dritter Absatz, Ersatz der Worte ,stellt die gesetzliche Fiktion auf' durch ,geht

davon aus'.

Seite 8

Rechte Spalte, erster Satz neu: ,Im Jahr 2003 sind die Organisationen insgesamt mit ca.

232'200 Franken (2002: 238'000 Franken) unterstiitzt worden.*

Rechte Spalte, 9. Zeile: Korrektur ,...in Zukunft zu erhéhen...”.

Beschluss
Die Antrage BAK zur Abstimmungsbotschaft werden alle stillschweigend genehmigt.

Antrag Fraktion FDP Seite 6 zweite Spalte, 3. Absatz
"(...) Die Folge dieses Quorums besteht darin, dass (...)"
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Beschliisse

1. Der Antrag Fraktion FDP wird stillschweigend genehmigt.

2. Der Antrag 3 des Gemeinderats (Vortrag gilt als Prifungsbericht zum Postulat Catherine
Weber, GB) wird stillschweigend genehmigt.

3. Die bereinigte Abstimmungsbotschaft wird einstimmig mit 5 Enthaltungen genehmigt.

- Die Traktanden 4 bis 10 werden gemeinsam behandelt. -

4 Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: neue Aufgaben fiir das Wirtschaftsamt

Antrag Nr. 265

Eine florierende Wirtschaft ist fiir die Sicherheit der Arbeitsplédtze, die Schaffung von neuen
Arbeitsplétzen, die Férderung von Wohistand und damit die ausreichende Generierung von
Steuergeldern fiir die vielféltigen 6ffentlichen Aufgaben unabdingbar.

Die Region Bern und der Kanton Bern gehéren in Bezug auf die Wirtschaftskraft nicht zu den

schweizerischen Spitzenreitern. Die Stadt und Region Bern nehmen jedoch fiir die Wirtschaft

des Kantons eine Leaderrolle ein. In der heutigen schwierigen Wirtschaftslage ist die Wirt-
schaftspolitik der Stadt deshalb von grosser Bedeutung. Der Wirtschaftspolitik muss der Ge-
meinderat héchste Prioritédt einrGumen.

Der Gemeinderat hat im Oktober 1994 sein wirtschaftspolitisches Konzept ,Weltoffenes Bern*

verabschiedet. Aus dem Kapitel ,Ziele und Massnahmen® haben wir die aus biirgerlicher Sicht

wesentlichen Massnahmen herausgegriffen und wollen nun vom rot-griin dominierten Ge-
meinderat wissen, wie er diese Massnahmen umgesetzt hat:

1. Die stadtischen Direktionen ziehen das Wirtschaftsamt bei allen wichtigen Geschaften,
welche die Wirtschaft betreffen, bei.

2. Das Wirtschaftsamt erarbeitet wirtschaftliche Strategien und Konzepte zuhanden der
stadtischen Behdrden und regionalen Institutionen. Konzepte und Strategien werden in
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und ihrer Organisationen umgesetzt.

3. Das Wirtschaftsamt wird mit den fir ein attraktives Standortmarketing im Sinne des Wirt-
schaftsleitbildes notwendigen Mitteln ausgestattet. Das Standortmarketing erfolgt in Zu-
sammenarbeit mit geeigneten Partnern.

4. Das Wirtschaftsamt legt sein Augenmerk u.a. auf praventive Arbeitsmarktmassnahmen,
Standortpromotion und Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell

Das Wirtschaftskonzept fiir die Bundesstadt von 1994 hat die Ausrichtung der Wirtschaftspo-
litik der Stadt Bern im Blickfeld und dient dem Gemeinderat als wertvolle Grundlage. Uber die
Umsetzung der Massnahmen des Wirtschaftskonzeptes wird jeweils im Verwaltungsbericht
berichtet.

Die Wirtschaftskraft von Stadt und Region Bern liegt weit iiber dem kantonalen und liber dem
schweizerischen Durchschnitt. Die Region Bern ist der Wirtschaftsmotor des Kantons. Fol-
gende Aussagen belegen dies:
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- In der Region Bern leben 37% der Kantonsbevédlkerung, sind 47% der Arbeitsplatze ange-
siedelt und werden 56% des kantonalen Bruttoinlandprodukts erwirtschaftet.

- Mit einer Wertschépfung von dber Fr. 90 000.00 pro Arbeitsplatz liegt die Region Bern
weit lber dem bernischen Durchschnitt mit Fr. 80 000.00 und auch deutlich Gber dem
schweizerischen Durchschnitt. Wére die Region Bern ein Kanton, wiirde sie in der ent-
sprechenden Rangliste auf Rang 6 stehen.

- Betriebszdhlungen zeigen, dass von 1998 bis 2001 (letzte Betriebszdhlung) in der Region
Bern die Zahl der Arbeitspldtze um 6,7% zugenommen hat, stérker als im schweizerischen
Mittel mit 5,9% und deutlich stérker als im Kanton Bern mit 4,4%.

- In und um Bern stehen wichtige Projekte vor der Fertigstellung bzw. der Realisierung:
Klee-Zentrum, Neues Wankdorfstadion, S-Bahn-Stadion Wankdorf, Einkaufs- und Frei-
zeitzentrum WestSide, Tram Bern West und baubewilligte Wohnbauprojekte fiir 619 Woh-
nungen (2001 bis August 2003).

- Die Arbeitslosigkeit ist in der Stadt Bern niedriger als in vergleichbaren Stadten. Ein Be-
richt des Stadteverbands zeigt, dass die durchschnittliche Arbeitslosigkeit im Jahre 2001
in der Stadt Bern mit 2.0% im Vergleich zu den Stddten mit iiber 100 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern den tiefsten Wert aufwies (Basel 2.1%, Genf 5.3%, Lausanne 4.1%, Zi-
rich 2.3%).

Zu Frage 1: Die Prasidialdirektion (Wirtschaftsamt) fluihrt die Geschéafte, die die Wirtschaft

betreffen. Sie bzw. das Wirtschaftsamt werden von den anderen stadtischen Direktionen oder

Dienststellen bei Geschéaften, die auch einen Wirtschaftsbezug haben, einbezogen.

Zu Frage 2: Ein wichtiges Anliegen im Wirtschaftskonzept ist die Bildung von Schwerpunkten.

Nach Verabschiedung des Leitbildes hat das Wirtschaftsamt in enger Zusammenarbeit mit der

Wirtschaftsférderung des Kantons Bern (WfB) den Telematik-Cluster Bern (1998), den Medi-

zinal-Cluster Bern (1999) und den Wirtschaftsberatungs-Cluster Bern (2000) gegriindet. In

allen Clusterorganisationen ist das Wirtschaftsamt im Vorstand vertreten.

Seit 1999 hat das Wirtschaftsamt der Stadt Bern vom Verein Region Bern (VRB) ein Mandat

fur die regionale Wirtschaftsférderung. Als fachliches Begleitgremium wurde ein Wirt-

schaftsbeirat mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Wirtschaft eingesetzt. Flr dieses

Gremium hat das Wirtschaftsamt verschiedene Konzepte ausgearbeitet und Themen be-

arbeitet (Wirtschaftsfreundliche Verwaltung, Finanzierung der Erweiterung der International

School, Zusammenarbeit und Fusionen von Gemeinden, Ansprache von Investorinnen und

Investoren, Vermittlung von Geschaftsliegenschaften, Promotion von Geschéaftsliegenschaften

usw.), die dann vom Wirtschaftsamt in Zusammenarbeit mit den betroffenen Partnerinnen und

Partnern umgesetzt worden sind.

Zu Frage 3: Das Wirtschaftsamt hat 1998 die Grundlagen fir einen einheitlichen Auftritt des

Wirtschaftsstandorts Bern am Markt geschaffen und Werbemittel (Imagebroschire, Internet-

plattform) erstellt.

Im Rahmen der Haushaltsverbesserungsmassnahmen sind auch die Mittel fur das Wirt-

schaftsamt gekiirzt worden. Es wird angestrebt, die vorhandenen Mittel sinnvoll zu biindeln

und einen einheitlichen Auftritt derjenigen Partnerinnen und Partner, die den Standort Bern

.vermarkten“, zu gewahrleisten. Als Partnerinnen und Partner sind vor allem der Kanton und

die Region zu nennen, aber auch Organisationen wie die Cluster-Vereine, Bern Tourismus,

der City-Verband, die Kulturinstitutionen und BEA Bern Expo. Das entsprechende Projekt

,Marke Bern“ ist gestartet worden; die Mittel sind in der Investitionsplanung enthalten.

Zu Frage 4: Das Wirtschaftsamt ist in Organisationen vertreten, die sich um Arbeits-

marktmassnahmen kiimmern, so zum Beispiel im Integrierten Arbeitslosenprojekt der Stadt

Bern (IASB). In den vom Stadtprésidenten quartalsweise durchgefuhrten Sozialpartnerge-

sprachen mit Vertreterinnen und Vertretern von Arbeitgeber- und Arbeithehmerorganisationen
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wird dieses Thema intensiv behandelt. Es werden auch Einzelinitiativen durch die Wirtschaft
unterstiitzt, so z.B. die Suche nach Lehrplatzen in der Informatikbranche.

Die Standortpromotion fur die Stadt Bern wird vom Wirtschaftsamt bei diversen in- und aus-
landischen Messen wahrgenommen. Dabei geht es darum, das Messepublikum von den Star-
ken des Wirtschaftsstandorts Bern direkt zu Uberzeugen. Die Pflege und Verbesserung der
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist eine wichtige Daueraufgabe. Arbeitsplatzschaffun-
gen, Firmenneuansiedlungen oder Gesprache mit den Unternehmungen zeigen, dass Bern
attraktive Rahmenbedingungen zu bieten hat.

Die Interpellanten sind mit der Antwort teilweise zufrieden.

5 Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: ein besseres Wirtschaftsklima

Antrag Nr. 266

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Die Stadt betreibt in ihrer gesamten Verwaltungs- und Wirtschaftstatigkeit gegentiber der
Wirtschaft eine Politik der offenen Tur. Sie signalisiert und zeigt stdndig Gesprachsbereit-
schaft.

2. In gemeinsamen Anstrengungen und Auftritten setzen sich Unternehmungen, Sozial-
partner, Politiker und Stadt fur einen besseren Bekanntheitsgrad des Wirtschaftsstandorts
nach aussen ein.

3. Die Stadt hilft mit — auch unter Ausnltzung der Infrastruktur ihrer Messe- und Kon-
gresseinrichtungen — den Unternehmungen Plattformen anzubieten, auf denen sie sich
der Bevdlkerung prasentieren kann.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu Frage 1: Die Verwaltungstatigkeit der Stadt zeichnet sich durch eine angemessene N&he
zur Wirtschaft aus. Die Kontakte mit Wirtschaftsvertretenden bei den Gesprachen mit der
Wirtschaftsférderung Region Bern zeigen, wo Handlungsbedarf besteht und wie die Zusam-
menarbeit vereinbart werden kann. Auch wenn nicht alle Anliegen der Unternehmungen erfllt
werden kénnen, attestiert die Wirtschaft der Verwaltung, dass in der Regel Anfragen zuver-
I&ssig und rasch behandelt werden.

Das Wirtschaftsamt der Stadt Bern besucht jahrlich gegen 60 Firmen vor Ort. Im Weiteren
behandelt es im Durchschnitt Gber 200 Anfragen von Unternehmen der Region Bern. Darunter
sind auch Reklamationen zu Entscheiden der Verwaltung. In den haufigsten Fallen fuhrt ein
vom Wirtschaftsamt initiiertes Gesprach mit allen Beteiligten zum besseren gegenseitigen
Verstandnis und meistens kann den Anliegen der Wirtschaft Rechnung getragen werden.
Weiter finden zu vielen Fragen informelle Gesprache und Treffen statt. Vom Wirtschaftsamt
organisierte und durchgefiihrte Anlasse (Wirtschaftsapéro im Erlacherhof, Tag der offenen
Wirtschaftstiiren, Wirtschaftslunches etc.) erfreuen sich grosster Beliebtheit, der Gedanken-
austausch wird sehr geschatzt.

Zu Frage 2: Die gemeinsamen Auftritte haben in den vergangenen Jahren stdndig zugenom-
men. So waren beispielsweise bei Grossveranstaltungen der drei in Bern tatigen Cluster-
Organisationen Referenten und Referentinnen aus der Politik, meist Gemeinderatsmitglieder,
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vertreten. Der Wirtschaftsstandort erzielt einen grésseren Bekanntheitsgrad nach aussen und
eine bessere Akzeptanz nach innen. Die jedes Quartal stattfindenden Sozialpartnergesprache
zeigen, dass der zielgerichtete Dialog stattfindet und seine Aussenwirkung im Vertreten einer
ausgehandelten Position hat.

Zu Frage 3: Als eine der grossten Veranstaltungen hat das Wirtschaftsamt auf dem Bundes-
platz zusammen mit Gber 100 Firmen von Stadt und Region Bern im Jahre 1998 den Tag der
offenen Wirtschaftstiren durchgefiihrt und die Vielfalt und die Kraft der Berner Wirtschaft ei-
nem breiten Publikum vorgestellt. In den Folgejahren wurden ahnliche Anlasse in kleinerem
Rahmen durchgefuhrt. Mit Befriedigung kann festgestellt werden, dass ausgehend von diesen
Veranstaltungen weitere Wirtschaftsanlasse von anderen Organisationen geplant und durch-
gefuhrt worden sind. Die HIV-Gewerbemesse, die Telematik-Tage Bern und der Herbstanlass
des Wirtschaftsberatungs-Cluster sind als herausragende Beispiele zu nennen. Die Stadt
Bern hilft bei der Organisation dieser Veranstaltungen aktiv mit.

Die Interpellanten sind mit der Antwort teilweise zufrieden.

6 Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der
Bundesstadt: Finanzpolitik als gestaltendes Element der stadtischen Wirt-
schaftspolitik

Antrag Nr. 267

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Die Stadt ist fur eine langerfristige, moglichst stabile und berechenbare Steuer-, Gebiih-
ren- und Tarifpolitik besorgt.

2. Steueranlage und Tarife (vergleichbare Leistungen vorausgesetzt) sollen grundsatzlich in
der Stadt Bern nicht héher sein als im Mittel der umliegenden Agglomerationsgemeinden.

3. Die Stadt Bern verfolgt im Interesse der lokalen und regionalen Wirtschaft eine kontinuier-
liche Investitions- und Beschaffungspolitik in Ausnitzung der Vorteile offener Markte, im
Einklang mit Bund und Kanton.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu den Fragen 1 und 2: Die Finanzen bilden einen der drei Schwerpunkte der Legislaturricht-
linien 2001-2004 des Gemeinderats. Der Gemeinderat verfolgt im Rahmen des als Kernmass-
nahme 1.1 umrissenen Ziels der Haushaltsanierung eine langerfristig ausgerichtete, klare
Steuerpolitik. Die Erhéhung der Steuerertrage wird durch attraktive Wohnort- und Arbeitsort-
bedingungen angestrebt. Bezlglich der Gebuhren gelten die Grundsatze des vom Stadtrat be-
schlossenen Gebilhrenreglements.

Der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern HIV hat im Jahre 2001 erstmals eine
Analyse der wirtschaftlichen Standortqualitdten bernischer Gemeinden veréffentlicht. Im Ja-
nuar 2003 wurde ein Update fiir die Agglomerationen Bern und Biel-Seeland publiziert. Darin
wird ersichtlich, dass die Stadt Bern bei den Gebiihren (Wasser, Abwasser, Abfall) im Ver-
gleich zu den Agglomerationsgemeinden den tiefsten Wert erreicht.

Eine Zusammenstellung der stadtischen Statistikdienste zeigt, dass sich fir das Jahr 2003
der (mit den Bevdlkerungszahlen gewichtete) Durchschnitt der Gemeindesteueranlagen in der
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Region Bern (inkl. Stadt Bern) auf 1,53 Steuerzehntel belauft. Der Wert fliir die Stadt Bern
betragt 1,54, jener flr die Ubrigen Partnergemeinden des Vereins Region Bern 1,52.
Bezulglich der Steuerpolitik ist die Ausrichtung auf die Wirtschaft jeweils nur ein Kriterium.
Dabei darf festgehalten werden, das beziiglich der Steuern fir juristische Personen der Kan-
ton Bern deutlich unter dem Schweizer Durchschnitt liegt. Bezliglich Firmenansiedlungen ist
der Standort Bern insbesondere fir Holdinggesellschaften sehr attraktiv. Negativ ins Gewicht
fallt die Steuerbelastung flr natirliche Personen im Kanton Bern.

Zu Frage 3: Bei der Einfuhrung des einheitlichen Beschaffungswesens in fast allen Gemein-
den des Vereins Region Bern (VRB) hat die Stadt Bern eine wichtige Rolle gespielt und sich
immer flr tiefe Grenzen bezlglich 6ffentlicher Ausschreibung eingesetzt. Die mit dem neuen
Beschaffungsreglement gemachten Erfahrungen sind positiv. Kritik wird von Unternehmungen
laut, weil erstens der Kanton deutlich héhere Grenzwerte fiur das Kantonsgebiet festgelegt
hat, und weil viele ausserkantonale Gebiete diese Offnung noch nicht vollzogen haben.
Mittelfristig verfolgt der Gemeinderat das Ziel der hundertprozentigen Selbstfinanzierung der
Investitionen in das Verwaltungsvermdgen (ohne Sonderrechnungen und Anstalten). Im Inte-
resse einer kontinuierlichen Investitionspolitik werden kurzfristige Abweichungen toleriert.
Sachliche und politische Griinde flihrten zu einer Ballung von Grossvorhaben in den nachsten
Jahren; der Gemeinderat erhdhte deshalb das zuldssige steuerfinanzierte Investitionsvolumen
fir die Jahre 2004 bis 2006 ausnahmsweise um je 10 Millionen Franken (je 36 statt 26 Millio-
nen Franken; inklusive Kleininvestitionen).

Die Interpellanten sind mit der Antwort zufrieden.

7 Interpellation Daniel Kast (CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: der Ar-
beitsraum Bern

Antrag Nr. 268

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Die Stadt Bern macht Grundstiicke rasch baureif, insbesondere in den Entwicklungs-
schwerpunkten.

2. Die Stadt begiinstigt eine nachfragegerechte Nutzung des vorhandenen Arbeitsraums
durch eine flexible Handhabung der Zonenordnung.

3. Die Arbeitszonenordnung ist auf rasch andernde Strukturen auszurichten.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu Frage 1: Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass gerade, aber nicht nur, in den ESP
die Grundstiicke rasch baureif werden und die Erschliessungen vorbildlich geplant werden.
Beispiele wie der ESP Wankdorf, der sich durch fortschrittliche Planung auszeichnet oder die
zlgig vorangetriebenen Hotelbauten am Guisanplatz machen deutlich, dass die Stadt auf eine
zukunftsweisende Planung und rasche Ausfliihrung wert legt. Auch im ESP Brinnen hat die
Stadt in enger Zusammenarbeit mit den Regionsgemeinden rasch die planungsrechtlichen
Grundlagen geschaffen, auf denen das Projekt WestSide basiert.

Zu den Fragen 2 und 3: In den vergangenen Jahren stellte die Handhabung der Zonenord-
nung wenig Probleme. Mit der Bewilligung von Ausnahmen wurde die Flexibilitdt bewiesen.
Zudem wurde in den letzten Jahren bei Planungsvorlagen stets darauf geachtet, dass die
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Vorschriften moglichst grosse Spielraume fiir unterschiedliche Nutzungen offen lassen. Die in
der Stadt Bern immer noch vorhandene Unterscheidung in Dienstleistungs- und Industriezone
wurde zum Schutz von produzierenden Betrieben und Gewerbebetrieben aufrecht erhalten.
Eine umfassende Uberarbeitung der Bauordnung der Stadt Bern ist eingeleitet worden.

Der Interpellant ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

8 Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschaftskon-
zept der Bundesstadt: der Arbeitsmarkt

Antrag Nr. 269

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Durch ein gezieltes Standortmarketing sowie durch Forderung der ansassigen Unter-
nehmungen sollen verlorene Arbeitsplatze in der Stadt Bern laufend durch neue ersetzt
werden.

2. Die Stadt Bern fordert zur Entlastung des Arbeitsmarkts neue Arbeitszeitmodelle sowie
Teilzeitbeschaftigungen.

3. Die Stadt Bern fordert mit geeigneten Partnern innovative und produktive Massnahmen
zur Hebung der Beschaftigung.

4. Die Stadt Bern setzt sich im Rahmen ihrer Zustandigkeiten zusammen mit den privaten
Tragern fir eine laufende Verbesserung der Aus- und Weiterbildungsmadglichkeiten ein.
Sie achtet insbesondere darauf, dass die Lehrplane schneller an die Anforderungsprofile
der Wirtschaft angepasst werden. Sie achtet auch darauf bei der Aus- und Weiterbildung
des stadtischen Personals.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu Frage 1: Der Zuwachs an Arbeitsplatzen liegt deutlich GUber demjenigen vergleichbarer
Stadte sowie dem schweizerischen und dem kantonalbernischen Mittel.

Zu Frage 2: Die Stadt Bern nimmt bei der Férderung neuer Arbeitszeitmodelle anerkannter-
weise eine Spitzenstellung ein. Als fortschrittliche Formen lassen sich vor allem die Jahresar-
beitszeit oder die flexible Arbeitszeitgestaltung nennen. Im Rahmen des Projekts ,Schatz”
(Schaffung von Anreizen fiir Teilzeitarbeit) will sie die heute schon vergleichsweise grosse
Zahl an Teilzeitarbeitsplatzen weiter erhdhen. Eine landesweit fuhrende Stellung nimmt die
Stadtverwaltung auch bei der Einfiihrung der Lebensarbeitszeit ein (Ansparen von Lohn- bzw.
Zeitguthaben zum spateren Bezug in Form von Sabbaticals oder vorzeitiger Pensionierung).
Zu Frage 3: Die Grindung der Cluster hat grundsatzlich zum Ziel, den Standort fir die An-
siedlung von Firmen mit wertschopfungsstarken Arbeitsplatzen attraktiv zu machen. Als Bei-
spiel kann angefuhrt werden, dass der Telematik-Cluster mit seinen Mitgliedern in den Jahren
2000 bis 2002 Uber zweihundert neue Lehrstellen geschaffen hat.

Die Zunahme der Arbeitsplatze ist Uberdurchschnittlich und die Arbeitslosigkeit ist im Ver-
gleich mit andern Stadten unterdurchschnittlich.

Zu Frage 4: Die Stadt Bern hat Einsitz in verschiedenen Organisationen und Gremien, die
sich mit Aus- und Weiterbildungsfragen beschaftigen. Die Aus- und Weiterbildung des stadti-
schen Personals wird den neusten Gegebenheiten angepasst. Die einzelnen Aus- und Wei-
terbildungsangebote ermoéglichen es den Mitarbeitenden, auf dem neusten Stand zu bleiben
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oder diesen zu erringen. Die Einflussnahme auf die Bildungspolitik ist durch Einsitz in ver-
schiedene Gremien gewahrleistet oder durch Kontaktgesprache zwischen den Bildungsin-
stituten und der Verwaltung. Es wird grésster Wert auf eine praxisnahe Ausbildung gelegt.

Die Stadt Bern hat in den vergangenen Jahren selber das Angebot an Lehrstellen deutlich
ausgebaut und bei der Uberarbeitung der KV-Lehrgange aktiv mitgearbeitet.

Die Interpellanten sind mit der Antwort teilweise zufrieden.

9 Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschaftskon-
zept der Bundesstadt: wirtschaftsfreundliche Verkehrspolitik

Antrag Nr. 270

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Die Stadt will das betriebsnotwendige Parkplatzangebot fiir die Unternehmungen, ihre
Lieferanten und Kunden gewahrleisten.

2. Bei der Einrichtung des neuen Verkehrsleit- und Parkplatzsystems ist auf die Bedirfnisse
der Wirtschaft und ihrer Kunden besonders Riicksicht zu nehmen.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu Frage 1: Die stadtische Verkehrspolitik zielt auf ein Gleichgewicht zwischen den Bedurf-
nissen und Anliegen der Wirtschaft einerseits und jenen der Wohnbevdlkerung andererseits.
Die Moglichkeiten fiir die Erstellung von privaten Abstellplatzen sind mit dem Inkrafttreten der
neuen Bestimmungen der kantonalen Bauverordnung nun in der ganzen Agglomeration ver-
einheitlicht. Was die 6ffentlichen Parkplatze in der Innenstadt anbetrifft, bildet nach wie vor
der Verkehrskompromiss die Grundlage fir den Ersatz oberirdisch angeordneter Parkplatze
durch Parkplatze in unterirdischen Einstellhallen.

Ein Ausbau des o6ffentlichen Parkraumangebots im Zentrum ist nicht vorgesehen. Das Par-
kraumangebot und die Leistungsfahigkeit des Strassensystems sind in der Stadt Bern gut
aufeinander angestimmt. Auch von der Wirtschaft wird attestiert, dass der Verkehr in der
Stadt Bern verglichen mit anderen Stadten recht flissig ist und keine Uberméssigen Staus zu
verzeichnen sind.

Zu Frage 2: Die Stadt nimmt Rucksicht auf die Wirtschaft und in gleichem Masse auf die
Wohnbevdlkerung. Mit der Umsetzung des Verkehrskompromisses wird die Zahl der Abstell-
platze, die vom Parkleitsystem erfasst werden, wesentlich erhoht. Dies tragt zur Reduktion
von Suchverkehr und Staus bei und dient Wirtschaft und Bevdlkerung. Das Verkehrssystem-
management (VSM) durch die koordinierte Verkehrssteuerung mittels Lichtsignalanlagen tragt
wesentlich zur Stauvermeidung bei. Mittel- bis langerfristig ist eine regionale Ver-
kehrsleitstelle zu prifen, die das VSM auf dem Basisnetz der Agglomeration, das Be-
triebsbeeinflussungssystem auf den Autobahnen und die Betriebsleitzentralen des o6ffent-
lichen Verkehrs zusammenfasst.

Die Interpellanten sind mit der Antwort nicht zufrieden.
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10 Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschaftskon-
zept der Bundesstadt: fiir eine wirtschaftliche Verwaltung

Antrag Nr. 271

Einleitung siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265:

1. Stadt und Wirtschaftsverbdnde verbessern gegenseitig ihren Informationsstand Uber be-
stehende oder zu erwartende administrative Behinderungen durch periodische Umfragen
bei den Unternehmungen.

2. Die Stadt organisiert eine Tagung, an welcher die Spitzen der Verwaltung und der Wirt-
schaft Informationen und Anliegen austauschen kénnen.

Bern, 22. Mai 2003

Antwort des Gemeinderats

Generell siehe Traktandum 4 Antrag Nr. 265

Zu Frage 1: Es werden periodische Umfragen uber die Zufriedenheit der Wohnbevdlkerung
mit den Dienstleistungen der Stadtverwaltung durchgefiihrt. Weitere umfangreiche Umfragen
sind bei der momentan angespannten finanziellen Lage der Stadt nicht tragbar. Wahrend der
regelmassig stattfindenden Einzelgesprache mit den Unternehmungen, die von der Wirt-
schaftsforderung gefiihrt werden, an den Sozialpartnergesprachen sowie an weiteren Treffen
mit der Wirtschaft kommen auch solche Themen zur Sprache.

Zu Frage 2: Die Stadt hat bereits einige Tagungen organisiert. Zu nennen sind dabei insbe-
sondere die zusammen mit dem Verein Region Bern organisierten Tagungen zur wirtschafts-
freundlichen Verwaltung und die von der Wirtschaftsférderung Bern geleitete Wirtschaftskon-
ferenz. Die Spitzen der Verwaltung und Wirtschaft treffen sich regelmassig zu Gesprachen.
Diese Gelegenheiten des informellen Austausches werden von beiden Seiten sehr geschatzt.

Die Interpellanten sind mit der Antwort zufrieden.
- Auf Antrag der Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -

Daniel Kast (CVP): Der Gemeinderat hat 1994 sein wirtschaftspolitisches Konzept ,weltoffe-
nes Bern“ verabschiedet. Konzepte nitzen nur dann, wenn periodisch selbstkritisch Uberpruft
wird, ob die gesetzten Ziele auch erreicht wurden. Wir haben deshalb mit 7 Interpellationen
gefragt, ob der Gemeinderat diejenigen Ziele, die uns wichtig sind, erreicht hat. Die Antwort
des Gemeinderats erweckt den Eindruck, es sei alles in Butter. Wenn man jedoch in Wirt-
schaftskreisen herumhort, stellt man fest, dass die Zufriedenheit zu etlichen in den Interpella-
tionen aufgegriffenen Themen durchaus gut ist, bezliglich anderen aufgegriffenen Themen ist
sie aber schlecht. Etliche Antworten des Gemeinderats sind schonfarberisch, etwas mehr
Ehrlichkeit hatte der Stadt deutlich mehr gebracht. Weshalb berichtet der Gemeinderat Uber
den wirtschaftlichen Erfolg in der Region und nicht Gber die Lage in der Stadt Bern? Hat es
der Gemeinderat nétig, sich hinter den wirtschaftlich erfolgreichen Agglomerationsgemeinden
zu verstecken? Die Ziele, die sich der Gemeinderat gesteckt hat, sind sehr hoch, viele an der
Zahl, allgemein formuliert und deshalb schlecht Uberprifbar. Es ware sinnvoller, wenn der
Gemeinderat dort, wo der Wirtschaft der Schuh drickt, eine beschrankte Anzahl Ziele formu-
lieren wirde, die so konkret sind, dass sie in den nachsten Jahren realisierbar sind.

Dem Wirtschaftsamt wird ein gutes Zeugnis ausgestellt. Es ist ein engagiertes Team und die
Anfragen werden bearbeitet. Besonders gelobt wird die Liegenschaftsvermittiung. Leider wird
man beim Lesen der gemeinderatlichen Antwort den Eindruck nicht los, dass das Wirtschafts-
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amt aufgrund der personellen Ressourcen sein Angebot nicht gewahrleisten kann. Cluster
sind im Wesentlichen die Errungenschaft des Kantons. Einige Auftritte bei auslandischen
Messen finden statt, viele kdnnen es aber nicht sein. Es ist wichtig, dass sich das Wirt-
schaftsamt verwaltungsintern fiir gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen einsetzt, daher die
Frage, wie stark das Amt die Wirtschaftsinteressen vertritt. Mit der Antwort zum Wirtschafts-
amt bin ich teilweise zufrieden.

Wir haben festgestellt, dass das Wirtschaftsklima in der Stadt Bern nicht allzu positiv beurteilt
wird. Der gute Wille ist zwar da, das Bewusstsein fir die Probleme und Anliegen der Wirt-
schaft ist jedoch im Gemeinderat mangelhaft. Bei Zielkonflikten setzt der Gemeinde- und
Stadtrat die Prioritdten nicht bei der Wirtschaft. Bezeichnend fur diesen Zustand ist die Aus-
sage des Gemeinderats in seiner Antwort, dass sich die Verwaltungstatigkeit durch eine an-
gemessene Nahe zur Wirtschaft auszeichne. Diese Formulierung signalisiert eher eine Di-
stanz. Was meint der Gemeinderat damit? Fir das Wirtschaftsklima ist das Image der Stadt
entscheidend. Bern und seine Regierung waren in den letzten Jahren deutlich zuviel negativ
in den Schlagzeilen. Auch mit dieser Antwort sind wir teilweise zufrieden.

Die angeblichen Fortschritte in den geplanten ESP sind massig. In Ausserholligen hat sich
bisher nur die DEZA angesiedelt, im Bahnhof wurden die wesentlichen Arbeitsraumprojekte
nicht realisiert. Wir fragen uns, was der Masterplan letztlich gebracht hat. Im Wankdorf steht
die Nagelprobe mit dem Schlachthofareal noch aus. Auch mit dieser Antwort sind wir teilweise
zufrieden.

Zur Finanzpolitik aussere ich mich nicht, da sind wir zufrieden mit der Antwort.

German Kalbermatten (CVP): Bei der Interpellation zum Arbeitsmarkt, Frage 1 bezieht sich
die Antwort des Gemeinderats nicht ausfuhrlich auf die Frage. Wir méchten konkret wissen,
wie viele Arbeitsplatze verloren gegangen und wie viele durch Standortmarketing neu ge-
schaffen worden sind. Zu Frage 3: Leider kann ich den Vergleich mit anderen Stadten in Be-
zug auf Arbeitslosenquoten nicht Uberprifen. Grundsatzlich sollte man sich an den Besseren
messen und nicht an den Schlechteren. Mit der Antwort sind wir teilweise zufrieden.

Zu Traktandum 9, Frage 1: Auch hier haben wir keinen Vergleich mit anderen Stadten gewollt.
Tatsache ist, dass in der Stadt Bern eine fur die Wirtschaft befriedigende Verkehrpolitik nach
wie vor fehlt. Die Wirtschaft leidet unter dem momentanen Zustand. Gerne hatten wir nament-
lich gewusst, welche Wirtschaftskreise dem Gemeinderat ihre Zufriedenheit bekundet haben.
Das Parkingangebot und die Leistungsfahigkeit des Strassensystems sind nicht gut und vor
allem nicht abgestimmt. Zur Frage 2: Die Stadt nimmt vor allem auf die Radfahrer Ricksicht
und nicht auf den flr die Wirtschaftsférderung dringend notwendigen Verkehr. Wir haben ge-
fragt, ob die seit 1994 in Aussicht gestellte wirtschaftsfreundliche Verkehrspolitik realisiert ist.
Hier sind wir mit der Antwort nicht zufrieden.

Zu der letzten Interpellation muss ich mich nicht dussern, wir sind mit der Antwort zufrieden.

Fraktionserkldrungen

Michael Straub (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir sprechen hier ganz allgemein lber das
Wirtschaftskonzept der Stadt Bern und dem darauf abgestiitzten Handeln des Gemeinderats.
Unsere Fraktion findet eine Diskussion Uber wirtschaftliche Anliegen wichtig; wir denken je-
doch, dass der hier eingeschlagene Weg nicht die produktivste Art ist, um wirtschaftspoliti-
sche und wirtschaftliche Verbesserungen zu diskutieren.

Das Wirtschaftskonzept ist in seinen Aussagen allgemein gehalten. Marketing ist wichtig, der
Steuersatz soll im regionalen Mittel gehalten werden, wirtschaftliche Beziehungsnetzwerke
sollen aufgebaut werden und so weiter. In den konkreten Aussagen ist das Konzept naturge-
mass durftig. Wenn der Gemeinderat an seine Vorgaben erinnert werden soll und zur Re-
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chenschaft gezogen werden soll, ist das der falsche Weg. In den vergangenen 10 Jahren hat
sich in jedem Bereich etwas getan, das als eigene Aktivitat gedeutet werden kann. Entspre-
chend allgemein positiv sind auch die Antworten des Gemeinderats ausgefallen. Es gibt na-
tarlich Erfolge: Arbeitsplatzansiedlung, ESP-Planungen, abgestimmtes Parkplatzregime, tiefe
Unternehmungssteuern und so weiter. Unsere Aufgabe als Parlament ist es, den Finger auf
die wunden Punkte zu legen. Das aber macht die CVP/ARP nicht. Sie stellt keine zielgerich-
teten Fragen und macht keine Vorschlage. Wir wissen aber, dass es Dinge gibt, die wir unbe-
dingt angehen missen. Wir wollen wissen, wie die Schritte in den nachsten Jahren aussehen
werden, nachdem 1999 der Prozess der Regionalisierung des Wirtschaftsamts gestartet wor-
den ist. Welche Ziele wurden gesetzt? Was hat das Wirtschaftsamt mit den neuen Ressour-
cen seit dem Wegfall von Olympia gemacht? Was wird der VRB leisten?

Um den Begriff Stadtmarketing wird in der Antwort des Gemeinderats herumgeredet. Wer
macht Stadtmarketing und welche Projekte laufen da? Die Stadt Basel hat vor einigen Jahren
ein eigenes Amt ,Stadtmarketing® eingerichtet. Wirtschaft und Industrie haben in Basel zwar
einen hdéheren Stellenwert, aber wir kdnnten gerade deshalb von ihnen lernen. Diese Frage
bleibt ungeldst. Immerhin lesen wir etwas Uber ein Projekt ,Marke Bern®, eine viel verspre-
chende Initiative. Wirtschaft ist eine Querschnittaufgabe der Stadtverwaltung. Auch hierzu
gibt es nur Allgemeinplatze. Dabei braucht es prazise Fragestellungen. Weshalb richten wir
nicht eine Stelle ,Wirtschaft” im Stadtplanungsamt ein? Die konkrete Fragestellung fehlt. Un-
sere Fraktion findet, dass wir das Thema entsprechend gewichten und praziser angehen
mussen, sonst findet hier nur eine allgemeine Diskussion mit den uUblichen Positionen und
ohne nennenswerte Ergebnisse statt.

Ueli Haudenschild fir die Fraktion FDP: Wir danken der Fraktion CVP/ARP fir die Eingabe
der VorstOsse, die ganz in unserem Sinne daherkommen. Sie machen es mdglich, Uber den
Wirtschaftsstandort Bern eingehend zu diskutieren. Die Grundlage unserer politischen Mdog-
lichkeiten sind die finanziellen Mittel, die unserem Handeln zur Verfigung stehen. Zur Verfu-
gung gestellt werden sie durch eine funktionierende Wirtschaft. Ob es fir die Diskussion Uber
den Wirtschaftsstandort Bern unbedingt 7 einzelne Vorstdsse braucht, ist Ermessensfrage. Im
Sinne einer effizienteren Verwaltungsfuhrung sind wir der Meinung, dass eine Konzentration
auf die wesentlichsten Punkte auch gereicht hatte. Zu den Antworten auf die Interpellationen
265 und 266: Wir anerkennen grundsatzlich die Anstrengungen, die von der Stadt und vom
Wirtschaftsamt, insbesondere der Bildung der verschiedener Wirtschaftscluster, gemacht
werden. Positiv zu vermerken sind sicher auch verschiedene Anlasse wie die Wirtschafts-
apéros, wobei der direkte Nutzen fir die Standortpromotion vermutlich bescheiden ist. Wenn
man will, dass der Standort attraktiver wird, muss an den Rahmenbedingungen etwas gean-
dert werden. Die Prioritaten des politischen Handelns muissen anders gesetzt werden. Das ist
der Grund, weshalb wir im Detail mit den Antworten nur teilweise zufrieden sind. Es ist von
viel Engagement die Rede, das nicht direkt etwas mit der Wirtschaftsférderung zu tun hat.
Wenn das Klee-Zentrum, das Wankdorfstadion und Bern Tourismus fiir Standortmarketing
hinhalten sollen, frage ich mich, ob der Gemeinderat nicht Wirtschaftsstandort und Vergni-
gungsstandort verwechselt. Dass die tieferen Arbeitslosenzahlen als in Zirich oder Basel
positiv angefiihrt werden, erscheint wie eine Bankrotterklarung unserer sozialistischen Regie-
rung. 2% in Bern im Vergleich zu 2,1% in Basel und 2,3% in Zirich sind angesichts des gro-
ssen Verwaltungsanteils sicher nicht positiv. In der Aufzdhlung zur Verbesserung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen fehlt der Bezug beispielsweise zu den Erkenntnissen eines
HIV-Ratings, zu konkreten Massnahmen im Steuerbereich, im Bereich der Baubewilligungen
oder im Verkehrsbereich. Die verschiedenen Wirtschaftsorganisationen haben mehrfach auf-
gezahlt, wo der Hebel angesetzt werden misste. Man musste dem Mut haben, gewisse For-
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derungen ernst zu nehmen, anstatt mit dem Vergleich mit anderen Stadten, die noch grdssere
Probleme haben, von der Realitdt abzulenken.

Ruedi Keller (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Unsere Fraktion wundert sich vor allem tber den
Ton dieser Interpellationen. Wir denken, dass die Vorstdésse sehr unausgewogen sind. Das
Wirtschaftsbild ist sehr einseitig, es kommen fast nur Finanzen und Arbeitgeberkreise vor, die
Arbeitnehmerschaft und die Konsumentinnen und Konsumenten gibt es fast nicht. Eine Pflege
des Negativimages ist stdndig vorhanden. Man versucht, den Wirtschaftsstandort schlechter
zu machen als er ist. Damit kann die Qualitdt und das Vertrauen in den Standort nicht geho-
ben werden. Eine seriése Wirtschaftspolitik sollte anders aussehen. Vielleicht lohnt es sich,
fir einmal nicht nur Wirtschaftspapiere der CVP und FDP zu lesen. Dasjenige der SP ist auf
jeden Fall ausgewogener. Wirtschaftspolitik sollte auf alle Rucksicht nehmen, genau wie Ver-
kehrspolitik.

Wir sind sehr zufrieden mit der Arbeit des Wirtschaftsamts und verstehen die Skepsis nicht.
Das Projekt ,Marke Bern® schafft es endlich, die Krafte und Mittel zu bindeln und ein gutes
Standortmarketing aufzuziehen. Zum Thema Arbeitsmarkt wird nicht wahrgenommen, dass
der Telematikcluster sehr viele Subventionen erhalt. Im Informatikbereich gibt es aber mitt-
lerweile einen drastischen Lehrstellenschwund, im Elektronikbereich gibt es bereits jetzt zu
wenig. Der Telematikcluster unternimmt nichts, um dieser Misere entgegenzusteuern. Er hat
weiter nicht begriffen, dass es nicht reicht, Basislehrjahre aufzustellen und alles andere der
Wirtschaft zu Uberlassen. Die bessere Moéglichkeit ware, wie im Oberaargau Lehrstellenver-
biinde zu schaffen; das sollte endlich in Angriff genommen werden. Die Stadt Bern hat im
bereich Aus- und Weiterbildung Dinge geschaffen, die bisher keine andere Schweizer Stadt
geschafft hat. Die Koordination von Aus- und Weiterbildungsangeboten ist sehr weit fortge-
schritten. Das sollte auch wahrgenommen werden.

Zum Verkehr lasst sich sagen, dass es nicht nur den MIV gibt. Nicht nur Automobilisten sind
gute Kundschaft, sondern auch Velofahrer, Benutzende des o6ffentlichen Verkehrs und Fuss-
ganger. Man kann nicht daran vorbeisehen, dass Tram Bern West ein grosses Wirtschaft-
sereignis ist; eine Stadt, die ein solches Projekt geschaffen hat, hat auch fir die Wirtschaft
viel getan. Insgesamt macht es Sinn, einmal nachzufragen, wie ein Konzept umgesetzt wird,
aber man kénnte es mit ein bisschen mehr Sinn fir das Positive machen.

Einzelvoten

Hans-Ulrich Suter (FDP): Ich spreche zu den Traktanden 9 und 10. Bei Frage 1 zu Traktan-
dum 9 nehmen wir zur Kenntnis, dass nicht vorgesehen ist, das 6ffentliche Parkraumangebot
im Zentrum zu erhdhen. Das schliesst den Ausbau privater Angebote nicht aus. Die Nachfra-
ge nach Parkplatzen in der Innenstadt ist ungebrochen. Obwohl sowohl das Bahnhof- wie
auch das Metroparking kirzlich wesentlich erweitert wurden, sind die beiden Parkhauser in
Spitzenzeiten bereits wieder randvoll. Zurzeit wird das Casinoparking erweitert und das Rat-
hausparking prift einen Ausbau. Stimmt vor diesem Hintergrund die Aussage des Gemeinde-
rats, dass das Parkraumangebot und die Leistungsfahigkeit des Strassensystems gut aufein-
ander abgestimmt seien? Zu Frage 2: Die FDP-Fraktion begrisst eine regionale Verkehrsleit-
stelle, in der Betriebsbeeinflussungssysteme auf den Autobahnen um Bern und Betriebsleit-
zentralen des offentlichen Verkehrs zusammengefasst werden sollen. Ein integriertes Ver-
kehrsmanagement wird bei Verkehrsstorungen aller Art zweifellos effizientere Vorkehrungen
treffen als bisher. Davon profitieren alle Verkehrsteilnehmer.

Zu Traktandum 10: Von den Ausfihrungen des Gemeinderats sind wir ein wenig enttduscht.
Bei Frage 1 gehen wir mit dem Gemeinderat allerdings einig, dass zurzeit weitere Umfragen
wenig sinnvoll sind. Die von der Wirtschaftsforderung geleitete Wirtschaftskonferenz erachten
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wir dagegen als sehr sinnvolles Instrument zur Beurteilung der Wirtschaftslage, welches re-
gelmassig stattfinden sollte.

Stephan Hiigli (FDP): Ich finde es schade, wenn so spat noch mit einer Diskussion Uber den
Wirtschaftsstandort Bern angefangen wird. Der Gemeinderat betreibt hier Schonfarberei. Es
ist der Versuch, alles Getane als erfolgreich darzustellen. Man spricht davon, dass 619 Woh-
nungen nun in der Pipeline seien; man hatte aber auch sagen kénnen, dass im Schnitt 14
Wohnungen jahrlich entstanden sind. Der Gemeinderat schreibt, dass er eine klare Steuerpo-
litik ohne Erhdhung will. Aber das gute Steuersubstrat wandert ab und das schlechte bleibt
da. Der Steuervergleich mit den umliegenden Gemeinden zeigt, dass die Stadt Uber dem
Durchschnitt liegt. Bei der Besteuerung der juristischen Personen sind wir unter dem schwei-
zerischen Durchschnitt, das hat jedoch der Kanton so festgelegt. Man sollte das Wirtschafts-
konzept Uberdenken und vor allem umsetzen.

Beat Schori (SVP): Wir haben uns auch vorbereitet, nachdem aber die FDP fast so geredet
hat, wie wir es auch getan hatten, lassen wir es sein.

Stadtprasident Klaus Baumgartner: Ich weise zuriick, dass wir unehrlich sind und Schénfarbe-
rei betreiben, insbesondere, wenn es von Seiten kommt, die das Wirtschaftsamt am liebsten
gestrichen oder kantonalisiert hatten. Eine Motion oder ein Postulat hatte genlgt, um einen
Bericht zu Wirtschaftsstrategie zu fordern. Das héatten wir auch gemacht. Wir haben uns in
letzter Zeit auf einige andere Sachen konzentrieren missen; insbesondere auf die Regionali-
sierung des Wirtschaftsamts.

Zur Ansiedlungspolitik: In der Arbeitsteilung mit dem Kanton macht die Ansiedlungspolitik von
neuen Arbeitsplatzen vor allem der Kanton. Wir versuchen, Investoren nach Bern zu holen.
Bezliglich Wachstum der Arbeits- und Wohnplatze: Wir sind die einzige grosse Stadt in der
Schweiz, die mehr Arbeitsplatze als arbeitende Bevodlkerung haben. Was den Wohnungsbau
angeht, muss ich den Ball an den Stadtrat weiter geben. Diejenigen, die in Briinnen
Einsprache erhoben haben, stehen der CVP politisch nahe. Sie soll dafilir sorgen, dass diese
Einsprachen aufgehoben werden. Ich hoffe auch, dass der Stadtrat beim Bahnhofplatz mit-
helfen wird. Der Masterplan wiirde einen Schritt vorwarts machen, wenn die Christoffelunter-
fiuhrung endlich saniert werden kénnte. Es hat nie Zusatzkapazitaten fir Olympia gegeben.
Die Kapazitat, die dort bendtigt wurde, ist vom Kanton ersetzt worden. Mich hat gefreut, dass
gute Arbeit geleistet wird; dafiir danke ich dem Stadtrat. Vielleicht sollte es einmal eine wirt-
schaftspolitische Gruppe des Stadtrats geben, so wie es eine Tourismusgruppe gibt.

11 Postulat Fraktion FDP (Christian Wasserfallen, JF): Anpfiff im neuen Wankdorf-
Stadion: Der Fussball-Cupfinal gehért in die Bundeshauptstadt

Antrag Nr. 295

In der Stadt Bern werden namhafte Betrage fiir neue Sportstatten investiert. Die Wank-
dorfhalle, das neue Fussballstadion und der baldige Umbau des Eisstadions machen den Ein-
druck, dass Bern in Sachen Sport eine fiihrende Rolle iGbernehmen will. Nach dem Entscheid
des Fussballverbandes das EM-Eréffnungsspiel und den einen Halbfinal in Basel statt in Bern
zu spielen, muss die Stadt Bern wenigstens den Cupfinal fir sich beanspruchen. Wenn wir
nicht auch noch diesen sportlichen Grossanlass an Basel oder Zirich verlieren wollen, ist es
an der Zeit zu handeln.

137



Protokoll Nr. 3 | Stadtratssitzung, 29. Januar 2004

Der Cupfinal ist fiir uns nicht nur ein simples Fussballspiel sondern ein Fussballfest. Wer
schon einmal dabei gewesen ist, gibt uns bestimmt recht.

Auch die Stadt profitiert davon: Die Medien berichten Uber den Cupfinal aus Bern, die Restau-
rationsbetriebe in der Region kdnnen einen Zusatzverdienst erwirtschaften und BernMobil
transportiert die Fans, um einige Beispiele zu nennen. Es dirfte klar sein, dass dieser
Sportanlass auch fir andere Veranstalter ein Zeichen dafir sein kann, andere Events in Bern
stattfinden zu lassen. Dies wiirde auch dazu flihren, dass in dieser Branche Arbeitsplatze
geschaffen werden.

Weiter wollen wir den Sponsoren, der Wirtschaft und den Leuten, die die neuen Sportstatten
finanziell mitgetragen haben, ja auch etwas bieten in Form von Spitzensport. Unsere Anlagen
bringen ja auch nichts, wenn sie die meiste Zeit nicht benutzt werden.

Zum Schluss hat Bern gegeniber von Basel auch einen klaren Standortvorteil, da unsere
Stadt viel zentraler im Land liegt.

All diese Grinde generieren ein positives Image flir unsere Stadt und das erst noch zum
Nulltarif.

Daher fordern wir den Gemeinderat auf, sich beim Fussballverband umgehend zu erkundigen,
nach welchen Kriterien der schweizerische Cupfinal vergeben wird und unsere Standortvor-
teile konsequent zu kommunizieren.

Das Ziel dieser Abklarung muss also heissen, den Cupfinal der Frauen und der Herren in das
neue Stade de Suisse Wankdorf Bern zu holen und diesen auch langfristig in Bern zu behal-
ten.

Bern, 16. Oktober 2003

Antwort des Gemeinderats

Die Stadionbetreiberin hat im Juli 2003 entschieden, dem neuen Stadion den Namen Stade
de Suisse Wankdorf Bern zu geben. Es wird sich zeigen, inwiefern dieser Name bei den
Fussballfans und bei der Vermarktung ein Erfolg wird.

Der Gemeinderat setzt sich stark dafiir ein, dass der Cupfinal wieder in Bern ausgetragen
wird und das Nationalstadion in Bern steht. Er wird dabei unterstitzt vom Regierungsrat des
Kantons Bern. Im Zusammenhang mit dem Konkurrenzkampf zwischen Basel und Bern rund
um die EURO 2008 hat er dies unter Beweis gestellt. Der Gemeinderat bleibt am Ball.

Ob das Spiel fur Bern ausgeht, liegt allerdings in den Handen des Schweizerischen Fussball-
verbands (SFV). Der SFV hat noch nicht entschieden, ob er die Bezeichnung Nationalstadion
Uberhaupt vergibt, und wenn ja, welches Stadion die Bezeichnung zugesprochen erhalt.
Ebenfalls noch nicht entschieden hat der SFV, wo kinftig der Cupfinal ausgetragen wird. Al-
lerdings haben sich mit dem SFV-Entscheid zugunsten des St. Jakob-Parks in Basel und der
damit verbundenen dauerhaften Erhéhung der Platze die Chancen fir Bern nicht erhéht. Dies
zeigt die damalige SFV-Medienmitteilung: ,Der Zentralvorstand hat sich im Wissen um die
Standortvorteile Berns (zentrale Lage) schweren Herzens gegen die Bundesstadt entschie-
den. Dies im Wissen, dass das finanzielle Engagement Gber 10 Millionen Schweizer Franken
[fur das Wankdorfstadion; Anmerkung] nur fur die Dauer der EURO 2008 eine erhéhte Kapa-
zitat gesichert hatte und eine spatere Nutzung fir Landerspiele und Cupfinals ausgeschlos-
sen gewesen ware."

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.
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Beschluss

Das Postulat wird stillschweigend erheblich erklart.

12 Postulat Lydia Riesen (SD): Schweizer Nationalstadion in Bern! Wankdorfstadion
statt ,Stade de Suisse*

Antrag Nr. 296

Die Uberraschende Namenswahl ,Stade de Suisse® fur das neue Wankdorfstadion hat bei der
Bevoélkerung eine skeptische bis stark ablehnende Haltung hervorgerufen.

Die Identifikation breiter Bevolkerungskreise und die Tradition mit dem Namen ,Wankdorfsta-
dion“ ist weit herum ein Begriff. Er hat fussballhistorische Bedeutung bis weit Uber die Gren-
zen hinaus.

Weil die Stadt Bern das neu entstehende Nationalstadion ebenfalls mitfinanziert, darf die
Stadt Bern in dieser Namensgebung auch mitreden. Zudem wird vom Gemeinderat ein Be-
kenntnis gefordert, dass das Nationalstadion in der Bundesstadt etabliert wird und so im
Wankdorf in Bern mit den Fussball-Europameisterschaften 2008 der drittgrosste Sportanlass
der Welt eroffnet werden kann, was fur das Image und den Wirtschaftsstandort Bern sehr
wichtig ist.

Der Gemeinderat wird aufgefordert sich beim Bundesrat, beim schweizerischen Fussballver-
band und bei der fur die Namensgebung zustandigen ,Wankdorf Nationalstadion AG" in aller
Deutlichkeit einzusetzen, damit der Name des grdssten multifunktionalen Stadions der
Schweiz auch kiinftig ,Wankdorf* bleibt und zudem uneingeschrankt als Schweizer National-
stadion in Bern anerkannt wird, und nicht jenes in Basel.

Bern, 12. Juni 2003

Antwort des Gemeinderats

Die Stadionbetreiberin hat im Juli 2003 entschieden, dem neuen Stadion den Namen Stade
de Suisse Wankdorf Bern zu geben. Es wird sich zeigen, inwiefern dieser Name bei den
Fussballfans und bei der Vermarktung ein Erfolg wird.

Der Gemeinderat setzt sich stark dafir ein, dass der Cupfinal wieder in Bern ausgetragen
wird und das Nationalstadion in Bern steht. Er wird dabei unterstitzt vom Regierungsrat des
Kantons Bern. Im Zusammenhang mit dem Konkurrenzkampf zwischen Basel und Bern rund
um die EURO 2008 hat er dies unter Beweis gestellt. Der Gemeinderat bleibt am Ball.

Ob das Spiel fur Bern ausgeht, liegt allerdings in den Handen des Schweizerischen Fussball-
verbands (SFV). Der SFV hat noch nicht entschieden, ob er die Bezeichnung Nationalstadion
Uberhaupt vergibt, und wenn ja, welches Stadion die Bezeichnung zugesprochen erhalt.
Ebenfalls noch nicht entschieden hat der SFV, wo kinftig der Cupfinal ausgetragen wird. Al-
lerdings haben sich mit dem SFV-Entscheid zugunsten des St. Jakob-Parks in Basel und der
damit verbundenen dauerhaften Erhéhung der Platze die Chancen fir Bern nicht erhéht. Dies
zeigt die damalige SFV-Medienmitteilung: ,Der Zentralvorstand hat sich im Wissen um die
Standortvorteile Berns (zentrale Lage) schweren Herzens gegen die Bundesstadt entschie-
den. Dies im Wissen, dass das finanzielle Engagement tber 10 Millionen Schweizer Franken
[far das Wankdorfstadion; Anmerkung] nur fir die Dauer der EURO 2008 eine erhdhte Kapa-
zitat gesichert hatte und eine spatere Nutzung fir Landerspiele und Cupfinals ausgeschlos-
sen gewesen ware.”
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Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Beschluss

Das Postulat wird stillschweigend erheblich erklart.

- Alle Traktanden sind behandelt worden. -
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Eingdnge

Es werden eine Motion, eine Dringliche Interpellation und zwei Interpellationen eingereicht
und an den Gemeinderat weiter geleitet, namlich:

Motion Natalie Imboden (GB): Volle Lohntransparenz bei den Gemeindeunternehmun-
gen
Seit auf Bundesebene bekannt wurde, dass verschiedene Manager bundeseigener Betriebe
massiv Ubertriebene Léhne und Zulagen erhalten haben (2-3 Mal mehr als der Bundesrat),
gibt es verschiedene Bestrebungen fur Korrekturen (freiwilliger Verzicht auf Bonuszahlungen;
Einfihrung von Transparenzvorschriften etc.). Diese Lohn-Exzesse nach Auslagerungen sol-
len auf Bundesebene gestoppt werden (gemass der parlamentarischen Initiative: Bundesge-
setz Uber Kaderléhne und Verwaltungsratsentschadigungen bei Unternehmen mit aus-
schliesslicher oder mehrheitlicher Bundesbeteiligung). Die gleiche Frage stellt sich aber auch
in der Stadt Bern bei den ausgelagerten Betrieben. Gemass Aussagen des Leiters des stadti-
schen Personalamts im BUND vom 23.1.2004, ist das Lohnsystem der verselbstandigten Be-
triebe von der Stadt abgekoppelt. Unklar sind die Auswirkungen fir die Chefléhne in den aus-
gelagerten Betrieben. Gemass Aussagen in der Presse sind im Arbeitsvertrag ihre Gehalter
so fixiert, so die offizielle Sprachregelung, ,dass sie unter jenen des Gemeinderats liegen®.

Da es sich um offentlich-rechtliche Anstalten handelt, die zu 100 Prozent der Stadt gehéren —

also um Gemeindeunternehmungen —, soll Transparenz hergestellt werden und gewisse Re-

gulierungsmechanismen eingefihrt werden um eine zu weit gehende Verselbststdndigung im

obersten Kaderbereich von der stadtischen Lohnentwicklung zu verhindern.

Der Gemeinderat wird beauftragt,

1. dem Stadtrat die notwendigen Grundlagen zu unterbreiten, damit die Grundsatze der
Lohnpolitik der obersten Kader, CEOs und Verwaltungsratinnen von allen Gemeindeun-
ternehmungen transparent geregelt werden.

2. Dabei sind folgende Grundsatze zu beachten: Der Gemeinderat legt fur die obersten Ka-
der inkl. CEO eine Hoéchstgrenze fest, welche die Gemeinderatsliohne nicht Ubersteigt.
Dabei ist dem Grundsatz ,gleicher Lohn fir gleichwertige Arbeit“ bezliglich der stadti-
schen Angestellten Geltung zu verschaffen. Bonuszahlungen unterliegen dieser HOchst-
grenze, dabei sind nachvollziehbare Kriterien flir Boni-Zahlungen festzulegen.

3. Uber die Kaderldhne, Entschadigungen und weiteren relevanten Zahlungen und Vergiin-
stigungen ist gegenlber Parlament und Offentlichkeit volle Transparenz zu schaffen. Ein-
geschlossen sind Abgangsentschadigungen, Spesen, Pensionskassenregelungen und
Fringe Benefits.

Bern, 29. Januar 2004

Motion Natalie Imboden (GB), Catherine Weber, Doris Schneider, Daniele Jenni, Simon
Réthlisberger, Erik Mozsa, Michael Jordi, Martina Dvoracek

Dringliche Interpellation Karin Feuz-Ramseyer (FDP)/Christian Wasserfallen (JF): Thun-
platz — es hat sich nichts verbessert, machen wir's trotzdem!

Der Thunplatz, ein Verkehrsknotenpunkt mit relativ haufiger Unfallwahrscheinlichkeit soll si-
cherer gemacht werden. Das Ziel ist gerechtfertigt, der nun gewéahlte Weg zum Ziel aber un-
geeignet. Zur Erprobung der vorgeschlagenen Massnahmen — wie vielerorts soll auch hier ein
Kreisvortritt das Heil bringen — hat der Gemeinderat einen einjahrigen Verkehrsversuch be-
schlossen. Die Massnahmen hatten vom 1. April 2003 bis am 1. April 2004 gelten sollen. Der
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Gemeinderat hat bereits jetzt beschlossen, das neue Verkehrsregime definitiv in Betrieb zu

nehmen.

Wir bitten den Gemeinderat um Beantwortung folgender Fragen:

1. Ubergeordnetes Ziel der Massnahme am Thunplatz war die Erhéhung der Verkehrssicher-
heit. Gemass Pressemitteilung des Gemeinderates liegen bis dato vom Verkehrsversuch
noch keine reprasentativen Ergebnisse vor, weil fir quantitative Aussagen zur Unfallent-
wicklung die Beobachtungszeit klar zu kurz war. Der Versuch war denn auch auf ein Jahr
angesagt. Weshalb wird der Verkehrsversuch bereits jetzt in ein Definitivum umgewandelt,
wenn zur Zeit noch keine verlasslichen Schlisse zur Unfallentwicklung gezogen werden
kénnen?

2. Laut Aussage des Gemeinderates haben sich die Riickstaulangen und Wartezeiten des
motorisierten Individualverkehrs (MIV) insgesamt nur unwesentlich verandert. Wo ist somit
die Verbesserung?

3. Gemass Gemeinderat ist das Geschwindigkeitsniveau gesunken. Ist dies nicht schlicht-
weg nur auf die Unubersichtlichkeit der ganzen Verkehrsregelung auf dem Thunplatz zu-
rickzufuhren?

4. Die Durchfahrtszeiten des o6ffentlichen Verkehrs haben sich grundsatzlich verlangert. War
das wirklich das Ziel?

5. Der Schleichverkehr durch die Quartiere hat — wie befiirchtet — zugenommen. Was wird
bei der definitiven Umsetzung konkret dagegen unternommen?

6. Was sind die wirklichen Hintergrinde fur die Uneinsichtigkeit, dass der Versuch geschei-
tert ist? Warum will der Gemeinderat hier mit dem Kopf durch die Wand?

7. Bis wann und in welcher Form darf mit der Auswertung des Versuches gerechnet werden?

Begriindung der Dringlichkeit:

Der Gemeinderat will in Balde den Versuch in eine definitive Losung Uberfiihren und die Ver-
suchsfrist nicht abwarten, die Zeit drangt, soll noch vor der Umwandlung etwas geandert wer-
den.

Bern 29. Januar 2004

Dringliche Interpellation Karin Feuz-Ramseyer (FDP)/Christian Wasserfallen (JF), Ueli Hau-
denschild, Stephan Hugli-Schaad, Hans-Ulrich Suter, Dolores Dana, Mario Imhof, Thomas
Balmer, Hans Peter Aeberhard, Jacqueline Gafner Wasem, Rolf Haberli, Markus Kiener, Urs
Jaberg, Jsabelle Blunschy Scheidegger, Christoph Miller, Heinz Rub

Die Dringlichkeit wird vom Biiro des Stadtrats bejaht.

Interpellation Natalie Imboden (GB): Lohntransparenz und Fakten zu den Kaderlohnen
und Verwaltungsratsmandaten stadtischer Betriebe

In der Stadt Bern herrscht Schweigen Uber die Top-Lohne der obersten Kader, CEO's und
Verwaltungsratinnen von Bern Mobil, Energie Wasser Bern (ewb), und Stadtbauten STABE.
Diese scheinen, wie auch Presseberichten zu entnehmen ist, ein gut gehitetes Geheimnis zu
sein. Gemass Aussagen (u.a. BUND, 23.1.2004) in der Presse sind im Arbeitsvertrag die Ge-
halter der CEQ's fixiert, so die offizielle Sprachregelung, ,dass sie unter jenen des Gemeinde-
rats liegen“. Transparenz Uber die tatsachlichen Beziige inklusive aller Leistungen (Boni,
Spesen, Fringe Benefits etc.) existiert nicht. Unklar sind auch die méglichen Auswirkungen
der Initiative ,200'000 Franken sind genug“ bzw. des Gegenvorschlags auf die Gehalter der
ausgelagerten Gemeindeunternehmungen. Gemass dem Personalverantwortlichen der Stadt:
,ES gibt keine rechtliche Verpflichtung zur Anpassung.”
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Da es sich aber um o6ffentlich-rechtliche Anstalten, die zu 100 Prozent der Stadt gehdren,
handelt — also um Gemeindeunternehmungen —, hat die Offentlichkeit ein Interesse an der
Frage, wie viel die Topkader am Ende des Jahres insgesamt in der Lohntlte haben.

Wir moéchten vom Gemeinderat daher Auskiinfte zu folgenden Fragen:

1. Wie hoch sind die Lohne bzw. Entschadigungen der obersten Kader und Verwaltungs-
ratsmitglieder der ausgelagerten Betriebe, insbesondere Bern Mobil, ewb, und STABE?

2. Zusatzlich zu den Léhnen bzw. Entschadigungen sind die Bonuszahlungen, Spesenrege-
lungen, Vereinbarungen lber allféllige Abgangsentschadigungen, vorteilhaftere Pensions-
kassenregelungen, Fringe Benefits explizit auszuweisen.

3. Wann und in welcher Héhe hat der Gemeinderat Erhéhungen von VR-Mandaten, Spe-
senentschadigungen oder Kaderléhnen vorgenommen?

4. Kann der Gemeinderat ausschliessen, dass der Grundsatz nach Gleichstellungsgesetz
.gleicher Lohn fir gleichwertige Arbeit® zwischen Stadtverwaltung und ausgelagerten Be-
trieben verletzt wird?

5. Ist der Gemeinderat bereit, diese volle Transparenz regelmassig zuhanden des Parla-
ments zu dokumentieren (und nicht gegeniliber der zustandigen Kommission)?

6. Warum sind z.B. die Mitglieder der Geschaftsleitung ewb gemass GAV (Art. 2.2.1. Art. 1
Abs. 3) nicht dem GAV unterstellt, obwohl in der Abstimmungsbotschaft geschrieben
steht, dass ,das gesamte Personal der SWB*“ einem Firmen-Gesamtarbeitsvertrag unter-
stellt ist (S. 18 Abstimmungsblichlein, Art. 29 des SWB-Reglements)? Wird beim GAV-
STABE das gesamte Personal unterstellt?

7. Ist der Gemeinderat bereit, im Falle einer Annahme der Initiative ,200'000 Franken sind
genug“ bzw. des Gegenvorschlags entsprechend zu intervenieren, damit keine hdheren
Kaderldhne bezahlt werden, als fir Gemeinderatinnen?

Begriindung derDringlichkeit:
Im Hinblick auf die Abstimmung ,200'000 Franken® sind genug, ist es aktuell zu wissen, wel-
che Auswirkungen die Annahme der Initiative auf die Lohne der ausgelagerten Betriebe hatte.

Bern, 29. Januar 2004

Interpellation Natalie Imboden (GB), Catherine Weber, Doris Schneider, Daniele Jenni, Simon
Réthlisberger, Erik Mozsa, Michael Jordi, Martina Dvoracek

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat abgelehnt.

Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Peter Biihler, SVP): Eine dauerhafte Ausstellung tliber
die Geschichte des Wankdorfstadions und den BSC YB

Im Sommer 2004 jahrt sich zum funfzigsten Mal ,das Wunder von Bern“. Die legendéare Fuss-
ball-Weltmeisterschaft, welche in der Schweiz durchgefiihrt wurde verhalf dem Wankdorfsta-
dion nicht nur bei den Fussballinteressierten zu einem legendaren Ruf. Es werden, hoffentlich
zu Recht, viele Touristen aus der ganzen Weit erwartet, die dieser WM in der Stadt des da-
maligen Hauptgeschehens gedenken wollen. Diesem Jubilaum will auch die Stadt Bern mit
einer Ausstellung im Erlacherhof Rechnung tragen. Mit dieser Ausstellung soll an die WM-
Geschichte in der Schweiz und besonders an die Rolle der Bundeshauptstadt und ihrem
Wankdorfstadion erinnert werden. Leider ist diese Ausstellung auf den Sommer dieses Jahres
zeitlich begrenzt und soll danach wieder aufgehoben werden. Wie Nachfragen ergaben, ist
bedauerlicherweise kein dauerhafter Standort fir diese Ausstellung vorgesehen.

Daraus ergeben sich folgende fragen an den Gemeinderat:
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1. Ware es mdglich diese Ausstellung, mit zusatzlichen geschichtlichen Erganzungen zum
Beispiel Uber die Berner Young Boys, die Schweizer Nationalmannschaft, die traditionel-
len Cupfinals und natlrlich die Geschichte des Wankdorf-Stadions an einem dauerhaften
Ort unterzubringen?

2. Kamen allenfalls auch Raumlichkeiten im neuen Wankdorfstadion als Standort in Frage?

3. Wie steht der Gemeinderat zu der ldee, die Ausstellung im Historischen Museum weiter-
zufuhren?

4. Ware der Gemeinderat bereit das Patronat fir die Umsetzung dieser Idee zu ibernehmen
und das Ganze zu koordinieren?

5. Ist der Gemeinderat bereit, sich einzusetzen und Sponsoren fir diese Idee zugewinnen?

Bern, 29. Januar 2004
Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Peter Buhler, SVP), Thomas Weil, Kurt Hirsbrunner, Erich

Ryter, Vinzenz Bartlome, Peter Bernasconi, Margrit Thomet, Hans-Ulrich Granicher, Rudolf
Friedli

Schluss der Sitzung: 22.55 Uhr.

Namens des Stadtrats
Die Prasidentin: Margrit Stucki-Mé&der

Die Protokollfuhrerin: Anna Tschannen

144



	Protokoll Nr. 3
	Traktanden
	Inhaltsverzeichnis

	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.10 Uhr
	1Schänzlihalde: Kanalsanierung; Baukredit
	Beschluss

	2Bümpliz Süd: Definitive Gestaltung des Bahnhofp
	Fraktionserklärungen
	Einzelvotum
	Beschlüsse

	Reglement über die politischen Rechte \(RPR\):
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschluss
	7. Kapitel: Mitwirkung der Bevölkerung
	1. Abschnitt: Allgemeines
	Zu Art. 87
	Beschlüsse
	Zu Art. 88 Form und Anerkennung
	Beschlüsse
	Die Sitzung wird um 19.10 Uhr unterbrochen.

	Präsenzliste der Sitzung 20.40 bis 22.55 Uhr
	Dringlicherklärungen
	3Fortsetzung; Reglement über die politischen Rec�
	Fortsetzung; Detailberatung
	7. Kapitel: Mitwirkung der Bevölkerung
	Art. 88   Form und Anerkennung
	Beschluss
	Beschlüsse
	Beschluss
	Beschlüsse
	Art. 89   Entzug der Anerkennung
	Beschlüsse
	
	Antrag Fraktion FDP Art. 89 Abs. 3, ändern


	Beschluss
	3. Abschnitt: Rechte und Pflichten der Quartierorganisationen
	Art. 90   Rechte
	Beschluss
	Art. 91   Pflichten
	Beschluss
	Beschlüsse
	Beschluss
	Beschluss
	4. Abschnitt: Subventionen
	Art. 92   Voraussetzungen und Höhe
	Beschlüsse
	Beschluss
	Art. 93   Überschüsse
	Beschluss
	Beschluss
	Beschlüsse
	Schlussabstimmung
	Abstimmungsbotschaft
	Beschluss
	Beschlüsse

	4Interpellation Fraktion CVP/ARP \(Daniel Kast, 
	Antwort des Gemeinderats
	Generell


	5Interpellation Fraktion CVP/ARP (Daniel Kast, CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: ein besseres Wirtschaftsklima
	Antwort des Gemeinderats

	6Interpellation Fraktion CVP/ARP \(Daniel Kast, 
	Antwort des Gemeinderats

	7Interpellation Daniel Kast (CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: der Arbeitsraum Bern
	Antwort des Gemeinderats

	8Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: der Arbeitsmarkt
	Antwort des Gemeinderats

	9Interpellation Fraktion CVP/ARP (German Kalbermatten, CVP): Wirtschaftskonzept der Bundesstadt: wirtschaftsfreundliche Verkehrspolitik
	Antwort des Gemeinderats

	10Interpellation Fraktion CVP/ARP \(German Kalbe
	Antwort des Gemeinderats
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten

	11Postulat Fraktion FDP \(Christian Wasserfallen
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Beschluss

	12Postulat Lydia Riesen \(SD\): Schweizer Nati�
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Beschluss

	Eingänge
	Motion Natalie Imboden (GB): Volle Lohntransparenz bei den Gemeindeunternehmungen
	Dringliche Interpellation Karin Feuz-Ramseyer \(
	Interpellation Natalie Imboden \(GB\): Lohntra�
	Interpellation Fraktion SVP/JSVP \(Peter Bühler�
	Schluss der Sitzung: 22.55 Uhr.


